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Reform der Armenpflege.
Ueber dieſes wichtige Thema brachte die Kommunale

Praxis folgenden beachtenswerten Aufſatz:
Die Sorge für die Armen iſt im rechten Sinne Aufgabe und

Pflicht der Geſellſchaft. Dem Armen zu helfen um ſeiner
Armut oder vielmehr ſeines Menſchentums willen, das müßte
das Beſtreben des Staates als des Organes der Geſellſchaft
ſein. Eine hiernach geartete Armenpflege würde ſich aber nicht
daran genügen, dem einzelnen Armen mit Almoſen beizuſtehen.
Sie würde nicht ihre Aufgabe ſchon als erfüllt anſehen, wenn
ein Armer in das Paradies des Armenhauſes eingeht oder
wenn ihm ſonſt ein kümmerliches Obdach zu teil wird; oder
wenn ein Menſch, der am Verſinken iſt, wöchentlich einen Bettel-
pfennig erhält, mit dem der notwendigſte Lebensunterhalt nicht
zu beſtreiten iſt; und was es des Begehrenswerten ſonſt noch
in der Armenpflege giebt. Sie würde dem Armen für das
Linſengericht der Armenunterſtützung auch nicht das Recht der
Erſtgeburt abfordern, will ſagen: ihm für den Empfang der
Unterſtützung nicht die politiſchen Staatsbürgerrechte nehmen.

Aus ihr würde vielmehr ganz naturgemäß die Beſeitigung
der Armut überhanpt als Endergebnis hervorgehen.

Solche Tendenzen liegen aber nicht im Sinne einer Geſell
ſchaft, die auf den Klaſſengegenſätzen fußt; ſie würde ſich mit
ihrer Anerkennung ſelbſt negieren. Die Armenpflege von heute
iſt nicht ein durch ſein Ziel geheiligtes Mittel gegen die Armut,
ſie iſt vielmehr nur ein Notbehelf gegen die durch die wirt-
ſchaftlichen Verhältniſſe erzeugten Notſtände. Sie iſt der
Ausdruck des böſen Gewiſſens der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft!

Nur weil dieſe fürchtet, daß aus der allzu tiefen Armut leicht
eine Gefahr für ihren Beſtand entſpringen könnte, greift ſie

„helfend“ ein und zwar auch i iihrer tiefſten Stufe, der Exiſtenzunmöglichkeit, angelangt iſt.
Aus dieſer Stellung der Geſellſchaft zur Armenpflege ergiebt
ſich ihre gegenwärtig beſtehende geſetzliche Regelung. Ein
weſentlicher und organiſcher Mangel darin iſt die Abwälzung
der Armenlaſten auf die Gemeinden. Die von der Sozial
demokratie angeſtrebte Reform ſetzt ganz richtig mit der Forde-
rung ein, daß der Staat die Armenlaſten übernehme. Dieſe
Forderung iſt ein alter, Beſtandteil ſozialdemokratiſcher Aktions-
programme und die Sozialdemokratie Sachſens hat ihr erneut
Anerkennung zu teil werden laſſen durch ihre Aufnahme in das
im Jahre 1900 geſchaffene ſächſiſche Gemeindewahlprogramm.
Die Berechtigung dieſer Forderungen wird allen einleuchten,
die die Armenpflege auf eine ſichere Grundlage ſtellen wollen.

Die Folge davon, daß die einzelne Gemeinde für ihre Armen
aufkommen muß, iſt zunächſt eine ſehr ungleiche Verteilung der
Laſten. Die der Art der wirtſchaftlichen Verhältniſſe folgende
Bevölkerungsgruppierung giebt für die Verteilung der Armen-
laſten den Ausſchlag. Für die beſitzloſe Klaſſe und namentlich
für deren ſchlechter geſtellte Schichten iſt die Gefahr der Mittel
loſigkeit und damit der Hilfsbedürftigkeit dauernd vorhanden
und ſo ſind naturgemäß diejenigen Orte, deren Einwohner-
element aus Arbeitern beſteht, auch am ſtärkſten für die Armen-
pflege in Anſpruch genommen. Die Vororte von Fabrikſtädten
oder Jnduſtriezentren und die in der Nähe größerer Unter-
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nehmungen gelegenen Gemeinden weiſen häufig einen unver-
hältnismäßig hohen Armenetat auf. Jn ihnen konzentrieren
ſich die Maſſen der Arbeiter, geleitet durch die Rückſicht auf
Wohnungspreiſe und durch andere Momente, unter denen das
Verlangen nach geſellſchaftlichem Anſchluß an gleichgeſtellte
Menſchen nicht an letzter Stelle ſteht. Jn den Orten, die die
Unternehmungen ſelbſt beherbergen, ſiedeln ſich in der Haupt-
ſache die Beamten der Betriebe nebſt einer ganzen Anzahl inihrem Gefolge befindlicher Exiſtenzen an dieſe Elemente ſchaffen

dort das geſellſchaftliche Milieu, ſie beeinfluſſen die Wohnungs-
verhältniſſe und anderes mehr. Die beſitzloſe Klaſſe iſt nur
ſchwach vertreten, die wohlſitiierte Mittelmäßigkeit ausſchlag-
gebend ihr Vorhandenſein verurſacht einen günſtigen Stand
der Armenlaſten. Jn einer vortrefflichen Situation in Bezug
darauf befinden ſich ganz ſelbſtverſtändlich diejenigen Ge-
meinden von exkluſiv gelegenen bäuerlichen Bezirken ab
geſehen in denen ſich die Angehörigen der beſitzenden
Klaſſen niederlaſſen, um dem Genuſſe der eingeheimſten Profite
zu leben: Villenorte uſw. Das Verhältnis der Steuerkräfte
aber bewegt ſich in gerade umgekehrtem Verhältnis zu den
Armenlaſten. Die Gemeinden der letzten beiden Orte haben
vermöge der günſtigen wirtſchaftlichen Lage ihrer Einwohner
nicht nur faſt keine Armenlaſten, ſondern ſtehen auch in ihren
Steuerverhältniſſen glänzend da, denn ſie finden ergiebige
Steuerobjekte beziehungsweiſe leiſtungsfähige Steuerzahler vor,
während die Gemeinden der erſten Art ebenſo arm an Steuer
quellen wie reich an Hilfsbedürftigen ſind.

Die Laſten aber müſſen von der Gemeinde getragen, die
Steuern müſſen aufgebracht werden und die Steuerzahler
ſind deshalb in manchen Orten zu einer ganz ungeheuerlichen
Abgabenleiſtung genötigt. So will es die Gerechtigkeit!
Die Armen müſſen nicht allein den Wohlſtand der Reichen
ſchaffen, ſie müſſen außerdem von ihrer Notdürftigkeit noch die
Opfer der wirtſchaftlichen Ausbeutung mit unterhälten. Und
wenn es Fälle giebt, auf welche die vorſtehende Darſtellunnicht zutrifft, ſo ſind das Ausnahmen, hervorgerufen burg

eigene örtliche oder ſonſtige Erſcheinungen.
Die intereſſierte Seite behauptet nun allerdings, daß große

kapitaliſtiſche Unternehmungen ein Segen für die Umgegend
ſeien; ſie ſchafften Arbeit, Verdienſt und Steuerzahler. Ja-
wohl! Steuerzahler und zwar ſehr kräftige für die eine Seite,
für die andere aber Steuerzahler mit den niedrigſten Einkom-
men und Armut als Quelle großer Laſten! Die Folge der
ungerechten Laſtenverteilung ſehen wir denn auch in dem Be-
ſtreben vieler Gemeinden, die Armen, wenn es angeht, abzu-
ſtoßen und anderen Gemeinden zuzuſchieben. Wenn ein Armen-
unterſtützungsfall eintritt, ſo iſt gewöhnlich die Hauptfrage nichtnach der Bedürftigkeit der betroffenen Perſon, Pher danach,

ob nicht Umſtände vorhanden ſind, welche dafür ſprechen, daß
nicht dieſe ſondern die andere Gemeinde zur Leiſtung der
Unterſtützung verpflichtet ſei.

Selbſtverſtändlich äußert ſich das Beſtreben der Gemeinden,
ihren Armenetat zu entlaſten, auch noch in anderen Beziehungen.
Namentlich tritt das Beſtreben hervor, diejenigen, von denen
man befürchtet, daß ſie früher oder ſpäter Anſprüche an die
Armenkaſſe machen könnten, abzuſchieben, bevor ſie das Unter-
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es geſchieht, daß ein Armer,

ſtützungswohnſitzrecht erlangt haben. Direkt läßt ſich das
Mittel freilich nicht gut anwenden, aber es thut ſeine Wirkung
auch in anderer, indirekter und daher unfaßbarer nern und
nd da laſſen ſich noch verſchiedene Arten des Verfahrens an
wenden.

Unter mehreren Beiſpielen hier nur eins: Selten wird es
einen Hausbeſitzer geben, der das Odium auf ſich nimmt, er
vermehre die Armenlaſten ſeiner kleinen, armen Gemeinde, in-
dem er Mieter in ſeinem Hauſe behält, deren Lage die erwähnte
Gefahr für die Gemeindefinanzen in ſich birgt. Wenn er auch
nicht aus eigenem Antriebe ſeinem Mieter kündigen würde,
weil er vielleicht trotzalledem den Mietszins pünktlich erhält, ſo
fügt er ſich doch dem ſtillen Druck der öffentlichen Meinung“,
die ihm, wenn nötig, beizeiten zur Kenntnis gebracht wird
er will ja nicht mit ſcheelen Augen angeſehen ſein und ſo
wandert ſein Mieter nach einem anderen Orte, wo man ihn
mit derſelben liebevollen Wachſamkeit empfängt. Die Heimat-
loſigkeit hängt ſtets wie ein Damoklesſchwert über ſeinem
Haupte, bis er ſchließlich „landesarm“ iſt womit dann
dasjenige eintritt, was ihn, wenn es ihm von Anfang an be-
ſchieden geweſen wäre, vor ſeinen Irrfahrten bewahrt und ihn
der Notwendigkeit überhoben hätte, eine vielleicht kaum gewonnene
Exiſtenz immer wieder aufzugeben.

Das ganze Verfahren iſt natürlich vom Standpunkte einer
rationellen Armenpflege ebenſo verkehrt, wie es unmenſchlich iſt;
es iſt geradezu geeignet, den thatſächlichen Eintritt der Hilfs
bedürftigkeit außerordentlich zu beſchleunigen. Und doch iſt es
verſtändlich! Dadurch, daß die Armenpflege auf eine unzu-
reichende Grundlage geſtellt iſt, wird eben jedes weitſichtige,
im Jntereſſe der Allgemeinheit gelegene Handeln ausgeſchieden
und die Kurzſichtigkeit auf den Tr der Weisheit geſetzt.

Schließlich wundert man ſich ſelbſt nicht mehr d

nur um die eigene Gemeinde davor zu bewahren, für den Be
dürftigen einſpringen zu müſſen. Unter gewiſſen Umſtänden
wird auch das Ungeheuerliche verſtändlich, wird es begreiflich,daß nicht nur der Prieſter und der Levit an dem Hilfeheiſchender

achtlos vorübergehen, ſondern daß ſich ſogar ein mitleidiger
Samariter findet, der ihn aufhebt und der „Hilfsbereitſchaft“
des Nachbarn auf gut Glück überantwortet.

Klar iſt nun vor allem, daß ſolche Verhältniſſe den Be-
dürftigen, auf Armenunterſtützung Angewieſenen nichts zu guteg wen auf das Minimum
zugeſchnitten, ja, die gewährten Unterſtützungen ſind thatſäch
bringen die Armenpflege iſt ohnehin

lich unzureichend. Und um ſo ungünſtiger muß ſich die Lage
der Armen geſtalten, je mehr die Armenpflege den mit ihr be
trauten Faktoren als läſtiges und koſtſpieliges Uebel erſcheint.
Eine Reform thut dringend not im Jntereſſe der Hilfs-
bedürftigen wie auch im Jntereſſe des Staates, der doch für
die Gemeinden, die ſeine Beſtandteile bilden und deren er zur
Vollziehung ſeiner Funktionen bedarf, in allen Beziehungen
geſunde, normale Verhältniſſe gewährleiſten ſollte.

Wir fordern von einer Armenpflege, daß ſie dem Hilfs
bedürftigen ausreichende Mittel zu ſeiner Exiſtenz in geeigneter

111] (Nachdr. verb.)
Am die Freiheit.

Geſchichtlicher Roman aus dem Deutſchen Bauernkrieg 1525
von Robert Schweichel.

Nicht ſeine Gründe ſondern die Kraft ſeiner Stimme hatte
geſiegt, ſo daß es ruhiger und ruhiger geworden war. Jetzt
brach der Lärm von neuem los, man wollte niemand mehr zum
Worte kommen laſſen. „Abſtimmen! Abſtimmen!“ ſchrien die
Gegner von Menzingens, von den Sitzen aufſpringend und mit

den Füßen ſtampfend. zEine erdrückende Mehrheit erhob die Hände für den Vor-
ſchlag Bermeters und ſelbſt von dem Ausſchuſſe ſtimmten nur
wenige gegen denſelben. Es ſollte alſo um Entſchuldigung und
Gnade gebeten werden und Erasmus von Muslor, Konrad
Eberhard und Thomas Zweifel, der Stadtſchreiber und Chroniſt,
wurden mit die Auftrage an den Truchſeß geſendet.

Sie fanden ihn in Heidingsfeld im Pfarrhauſe. „Ei, kommt
Jhr?“ riefen ihnen die Fürſten, Grafen und Ritter, ſo bei
ihm in der Stube waren, entgegen. „Kriecht Jhr zum Kreuz
Es iſt juſt Zeit, wir wollten ſonſt ſchon ſelbſt kommen ſein
und Euch daheim geſucht haben.“

Der Truchſeß ſelbſt warf ihnen ihre Treuloſigkeit gegen den
Schwäbiſchen Bund und ihren Vertrag mit den Bauern mit
den härteſten Worten vor. Demütig ließen ſie den Sturm
über ſich ergehen, nur Thomas Zweifel beugte das Haupt nicht.
Er gehörte ſeiner Geſinnung nach durchaus zu den Alten aber
er war ein Mann, ein ehrlicher, furchtloſer Mann. Und un-
erſchrocken trat er auch gegen die äußerſt drückenden Friedens-
bedingungen auf, welche der Truchſeß Rothenburg auferlegenwollte. Unterſtiltzt durch die diplomatiſche Gewandtheit des

errn Erasmus und nicht zum geringſten durch ein ſilbernes
r welches der Rat dem Truchſeß durch die Ge-

ſandten überreichen ließ, gelang es ihm, von den Forderungenmanches abzuhandeln. Veſonders gelang es, die verlanugte
Brandſchatzung von 60000 Gulden auf den zehnten Teil herab-umindern. Va egen blieb der Truchſeß unbeugſam dabei, daß
ie Stadt dem Bunde die Beſtrafung der Bauern überlaſſe.

Der Jnnere Rat krönte dann das Werk ſeiner Botſchafter
durch einen doppelten Meiſterzug der Perfidie. Er legte näm-
lich die Brandſchatzung nicht nach dem Vermögen der Bürgerum, ſondern verteilte ſie gleichmäßig nach der Zahl der Häuſer
innerhalb der Ringmauern, wobei auf jedes bewohnte Haus
ſieben Gulden entfielen. Den Nichtzahler traf Strafe der Ver
bannung auf 30 Meilen Weges. Da mußten von den Aermſten
viele mit Weib und Kind hinwegziehen, und entledigte ſich der
Rat auf dieſe Weiſe des unruhigſten Elementes der Stadt.
Mit dem Einziehen der Steuer, die für die Wohlhabenden eine
Kleinigkeit war, die Armen dagegen ſchwer drückte, wurde aber
Stephan von Menzingen als einer der drei Steuerer Rothen-
burgs beauftragt und dadurch bei dem Volke allgemein verhaßt

gemacht. 4Nach der Verfaſſung Rothenburgs durfte kein Bürger ein
ihm vom Rate übertragenes Amt ablehnen. Für Stephan von
Menzingen war die Schlinge, in der man ihn fangen wollte,
ein letzter Grund, um gemäß ſeiner jüngſten Beſprechung mit
Florian Geyer zu handeln. Wieder hielt er mit ſeinen ge-
treueſten Anhängern im Hauſe des Kilian Etſchlich geheime Zu-
ſammenkünfte, und wie er, ſo waren auch ſie von der Not-
wendigkeit überzeugt, ungeſäumt einen entſcheidenden Schlag
gegen den regierenden Rat zu führen. Nur Krätzer, der in
ſeinem Roten Hahnen die beſte Gelegenheit hatte die öffentliche
Stimmung zu erkunden, war bedenklich. Noch am Pfingſt
ſonntage war es dem Kommenthur Chriſtan gelungen, der Ent-
mutigung wegen der Schlacht bei Königshofen entgegenzu-
wirken. Gewaltig hatte er in St. Jakob gegen die Obrigkeit
gepredigt und ihr die Schuld an den blutigen Verfolgungen,
welche die Bauern erlitten, zugeſchrieben. Denn lediglich ihre
unerträgliche Bedrückung hätte die armen Leute zur Empörung
getrieben, und wer ſie dafür verantwortlich machte, das ſeien
Hund' und Schweine. Allein, die Kunde von der Niederlage
bei Jngolſtadt dämpfte die Wirkung nur allzu bald wieder und
ſelbſt Chriſt Heinz, Melchior Mader, Lorenz Diem mußten be
kennen, daß das Volk wie ein naſſer Schwamm war und nicht
Feuer fangen wollte.

Es kam dazu, daß Erasmus von Muslor und Konrad Eber-
hard wieder an die Spitze der Regierung traten. Georg Ber-
meter hatte mit der ungerechten Umlage der Brandſchatzung
und der Beſtellung von Menzingens, ſie einzutreiben, der Re
aktion den letzten Dienſt geleiſtet. Belaſtet mit der Verant-

wortung für alle Maßregeln, welche die Stadt untreu gegen
den Schwäbiſchen Bund, zweideutig gegen den Markgrafen
Kaſimir, treulos gegen die Bauern gemacht hatten, durfte er
jetzt ſein Amt niederlegen und ſich in ſein hübſches re auf
der Herrengaſſe zurückziehen. Durch das Vertrauen aller Par-
teien und ſeinen wohlwollenden Charakter ins Amt gerufen,
ſchied er dank ſeiner Schwäche aus demſelben, verſpottet und
mißachtet von denen, die ihn mißbraucht hatten, gehaßt und
verwünſcht von dem Volke, das ſich um die Freiheit betrogen
ſah. Jm Gegenſatz zu Mephiſtopheles hätte er von ſich ſagen
können, daß er ſtets das Gute gewollt und ſtets das Böſe ge
ſchaffen habe.

Wer ſich irgendwie bloßgeſtellt oder mißliebig gemacht hatte,
hielt ſich fortan nicht mehr für ſicher in der Stadt. Es kamen
viele Bürger auf das Rathaus und zeigten an, daß ſie auf die
Meſſe nach Nördlingen oder ſonſt in ihren Geſchäften verreiſen
müßten. Ehrenfried Kumpf kannte den Haß, den ihm die Ge-
chlechter trugen, eben weil er zu ihnen gehörte, zu gut, um fürh einen Schutz darin zu ſehen, daß er nur auf inſtändiges

Bitten des Jnneren Rates die Vertretung der Stadt in Würz-
burg übernommen hatte. Er that ſich hinaus und ſein ganzes
Vermögen wurde mit Beſchlag belegt. Selbſt der junge Spelt
entwich. Max Eberhard warnte das Fräulein von Badell
wegen ihres Schützlings. Er ſelbſt dachte nicht an Flucht. Wie hätte
er in ſo gefahrvoller Zeit die Geliebte und ihre Mutter verlaſſen
ſollen Da Dr. Karlſtadt zu bekannt war, um nicht an den
Thoren ſelbſt in einer Verkleidung angehalten zu werden, ſo
half Max dem Fräulein, den kleinen Doktor in der Dunkelheit
aus ihrem Hauſe in einem Korbe über die Stadtmauer hin
unterlaſſen.

bei dem Vergleich ein Auflachen nicht unterdrücken. Er
lücklich und bloß ſein durchſtürmtes Leben friedlich alsProfeſſor in Baſel. Auch Pater Melchior, deſſen Hochzeit mit

der Schweſter des blinden Mönches das Fräulein in ihrem
Hauſe ausgerichtet hatte, Valentin Jckelſamer, der Lateinlehrer,
und ſelbſt der Kommenthur Chriſtan entkamen noch in der
letzten Stunde, trotzdem das ekelhafte Geſchmeiß der Angeber,
das die Reaktion aus ihrem eigenen Leibe erzeugte, all
umherkroch.

Gabriel Langenberger, der ſchwindſüchtige Wirt e Bären,
errn Erasſammelte jetzt feurige Kohlen auf das Haupt des

anker, der diesſeits der Gemeinde
grenze kraftlos zuſammenbricht, von einem Gemeindemitglied
mit dem Schiebekarren auf die ſpiſelcige Flur gebracht wird,

unterl „Als wie einen Minneſänger, der zu ſeinem Lieb
ins Fenſter geſtiegen iſt,“ meinte das alte Fräulein und konnte
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meinen wir, daß der Staat Mittel un W ſchaffen ſollte,
welche der Verarmung vorbeugen; zunächſt aber iſt die Beſſe-
rung des Armenweſens an ſich in dem obigen Sinne von der
rößten Wichtigkeit und deshalb verlangen wir als Grund-age jedweder eform daß die Koſten der Armenpflege

vom Staate ger en werden. Dem Staate allein iſt die
Kraft gegeben, die Armenlaſten gerecht zu verteilen, ſie zwiſchen
armen und reichen Gemeinden auszugleichen. Zwar, auch der
Staat kann ſich zur Beſchaffung der Armenkoſten nur an die
Steuerzahler wenden; aber er zieht die Geſamtheit heran erhat in ſeiner w. die Mittel, um denen die auptlaſt zu

eben, deren Wohlſtand eine größere Leiſtungsfähigkeit bedingt.
ie Ausübung der Armenpflege würde unter ſtaatlicher

Aufſicht auch nach der Durchführung der geforderten
Reform den Gemeinden verbleiben, denn nür von dieſen kann
im einzelnen Falle das rechte Mittel ergriffen werden. DieArmenſürſorge kann aber nur dann auf die wünſchenswerte
Höhe gebracht werden, wenn für die Gemeinde die Koſtenfrage
als ausſchlaggebendes Moment ausſcheidet.

Zum Zollkrieg.
Die Tarifkommiſſion erledigte geſtern die Poſitionen 860 bis

888. An Stelle des Genoſſen Geyer war Gen. Bernſtein in
die Kommiſſion eingetreten.

Paaſche beantragt für Zinnwaren Zollſätze von 6 und
24 Mk. für grobe, 80 und 24 Mk. für verſilberte, für ſeine 50
reſp. 80 Mk. Zoll.

Die Sozialdemokraten beantragen Zollfreiheit.
Die Poſitionen werden ſämtlich nach der Vorlage

angenommen, ebenſo die Anmerkung.
Unterabſchnitt Nickel und Nickellegierungen.

Die Poſitionen 864—868 werden verbunden. Rohnickel, 864,
bleibt frei; Nickel geſchmjiedet, 865, 12 Mk. Draht, 866 12
reſp. 15 Mk. 867, Röhren 2c, 30 Mk. 868 Waren aus Nickel
60 Mk.

Die Sozialdemokraten beantragen Zollfreiheit.
Die Poſitionen werden ſämtlich nach der Vorlage angenommen

ebenſo die Anmerkung.
Unterabſchnitt 6, Kupfer und Kupferlegierungen.

Die Poſitionen 869 873 werden verbunden 869 läßt Roh-
kupfer frei; 870, Stangen, Bleche c. 12 Mk. 871 Eiſendraht
mit Kupferdraht umſponnen 12 Mk. 872, zementierter Draht
15 Mk. 873, Drahtlitzen und Seile 15 Mk.

Die Sozialdemokraten beantragen Zollfreiheit.
Arendt beantragt zu 869, Rohkupfer 6 Mk.
Gothein beantragt, zu 871 auch zementierten Draht zu fügen

und 872 zu ſtreichen; zu 873 12 Mk.
Arendt: Die Kupferwaren- Induſtrie werde von dem von

ihm beantragten Kupferzoll faſt gar nicht betroffen. Die in der
Kommiſſion zu Tage getretenen Jntereſſengegenſätze unter den
Schutzzöllnern könnten ihm den Schutzzoll beinahe verekeln.
Aber die Lage der Kupferproduktion erfordere einen Schutz.
Man habe auf die Hilfsmittel der Konfektionsinduſtrie Zölle
gelegt, deswegen werde deren Exportfähigkeit nicht gemindert.
(Widerſpruch.) Um den deutſchen Markt vor Ueberſchwemmung
mit amerikaniſchem Kupfer zu bewahren, müſſe ein Zoll auf
gelegt werden.

Bernſtein: Es ſteht feſt, daß die deutſche Kupferproduktion
den inländiſchen Bedarf nicht deckt und von einer Notlage der
Kupferproduktion nicht geredet werden könne. Der Zollſatz
Arendts bedeute eine 6 prozentige Steigerung des Preiſes, das
falle für die Jnduſtrie ſchwer ins Gewicht. Zwar liege eine
Petition aus dem Kreiſe Eisleben vor, in der auch Arbeiter
für einen Kupferzoll eintreten. Der Petition ſtehe keine Erläuterung voran, Kaglich ob die Leute wußten, was ſie unter

ſchrieben, beſonders, da die Bergarbeiter in jenem Kreiſe unter
einem unerhört ſtarken Drucke ſtehen. Die Sozialdemokratie
könne keine Ausnahme zu gunſten eines Produktionszweiges
zulaſſen, ſie müſſe das Jntereſſe und Wohl der Allgemeinheit
im Auge halten. Der Zoll auf Rohkupfer würde die engliſche
Kupferwaren-Jnduſtrie auf Koſten der deutſchen ſtärken; er
würde auch nicht genügen, den von den Vorrednern angedeuteten
Treibereien des amerikaniſchen Truſts entgegenzuwirken, hier
könnte im Notfalle auch nur ein Einfuhrverbot helfen. Falls
die Manöver des Truſts unſere Produktion wirklich ſchwer be
drohen würden, dann würde man in dieſem Sinne unſere Hilfe
finden.

Redner meint gegenüber den fing vom Handelsminiſter Möller
gemachten Aeußerungen, er halte es für ausgeſchloſſen, daß
England je die Handelsfreiheit aufgeben werde, denn damit
würde es ſeiner Jnduſtrie den Todesſtoß verſetzen. Nicht trotz
ſondern wegen ſeines Freihandels zeige Englands Jnduſtrrie,
als Ganzes genommen, ſich der drängenden Konkurrenz der

n n ai 8 d 4wnger zu ſten Jidrii e h Wen derm über ſeine n r pather n
t werden, indem man die

werden könne, daß die ſo ialdemokratiſcherſeits

müſſe der um zu heben ver
Preiſe der Waxen ſo billig wie möglich et und ſo die Kauf
kraft erhöhe. Redner poldmiſiert gegen MüllerSagan, der ihn
in Gegenſatz zu den Aeußerungen Geyers habe bringen wollen.Allerdings b die breite Konſumentenmaſſe in heutiger Zeit

eine t deutung als früher, ihre Intereſſen müßten in
der vorhin geſchilderten Weiſe wahrgenommen werden, das
ſtütze die Produktion. Jm Gegenſatz zu den Produzenten ſtänden
die Jntereſſen der Konſumenten nicht.

n der Kupferſchmiederei wünſche man keine Belaſtung des
Rohzolls, wir werden uns alſo dagegen wenden, daß die Küpfer-wareninduſtrie W dgt wird. &e liege auch kein Grund für

einen Zoll auf Kupferdraht vor, denn auch dieſer Jnduſtrie-
zweig ſei konkurrenz- und exportfähig. Man könne keine Zoll-
mauer um Deutſchland ziehen, die Retorſionsmaßregeln hervor-

rufe. Jm Jntereſſe der r müſſe man für Zoll-
freiheit eintreten. Die Anträge auf Zollfreiheit entſprächen der
einzig richtigen Wirtſchaftspolitik.

Arendt beantragt zu 870, ſtatt 12 M. 5 M. zu ſetzen.
Gothein erklärk, man habe ſchon manchmal gehbrt, daß

der Mansfelder Bergbau im Niedergange begriffen ſei, aber er
ſei immer wieder in gute Lage gekommen. Redner erörtert
dann die Preisſchwankungen des Kupfers. Die Preiſe für
Kupfer, Eiſen oder ähnliche Rohſtoffe gingen in einer Zeit der
wirtſchaftlichen Depreſſion in der Regel zurück, dagegen helfe
kein Zoll. Es ſei doch nicht der Zweck des Kupfertruſts, die
Preiſe auf die Dauer niedrig zu halten. Bei der Preistreibung
nach oben profitiere dann auch der Mansfelder Kupfer-
ſchieferbau.

Geheimrat Blau tritt für die Vorlage ein.
Arendt wendet ſich gegen Bernſteins Ausführungen über

die Verbilligung der Waren. Wenn die Billigkeit der Warendas beſte ſei, an würde China als Jdealſtaat zu gelten
haben. Widerſpruch bei den Sozialdemokraten.) Hohe Waren-
preiſe ermöglichten höhere Löhne.

Müller-Sagan kritiſiert die beregte Petition aus dem
Wahlkreiſe Arendts. Sonderbar ſei, daß auch die unter-
zeichneten Poſtbeamten diefes Wahlkreiſes für
den Kupferzoll ſchwärmten und gegen den Tarif
der erung petitionierten. Gerade daran zeige ſich,
wie Petitionen leichtfertig fabriziert würden für Sonder-
intereſſen.

Jorns weiſt aus den Berichten der Mansfelder Gewerk-
ſchaft nach, daß dieſelbe ſchon gut proſperiere, nur habe ſie dasbekannte Unglück des Waſſereinbruchs zu überwinden gehabt.
Die von Arendt angeführte Petition mit 25 000 ünterſchuften
für den W a alſo grundlos. Die Kupfer-Jnduſtrie
dürfe nicht belaſtet werden. Er könne perſönlich mitteilen,
daß die Mansfelder Gewerkſchaft nicht nur die
Produktionskoſten decke, ſondern einen erkleck-
lichen Ueberſchuß mache.

Bernſt ein erwidert dem Staatsſekretär, daß der Mans-
felder Petition auch nicht ein Buchſtabe als Erklärung,
um was es ſich handelt, vorgedruckt ſei. Was die
Billigkeit der Waren anlange, ſo müſſe die Technik gehoben
werden, die billige Preiſe ermögliche, ohne daß ein Druck auf
die Löhne eintritt. Arendt erwidere er, Jndien ſtehe gerade
wegen ſeiner niedrigen Löhne wirtſchaftlich tief.

Hoch beſtreitet dem Staatsſekretär in perſönlicher Be
merkung, daß eine ſeiner früheren Bemerkungen ſo gedeutet

geſtellten An
träge auf Zollfreiheit nicht aus ſachlichen Gründen geſtellt
worden ſeien.

Die Poſitionen werden ſämtlich nach der Vorlage
angenommen.

Der Vorſitzende bemerkt vor der Weiterberatung, daß die auf
Nr. 395 gedruckten Anträge der Sozialdemokraten ihm vor
der Drucklegung nicht vorgelegt worden ſeien, ſonſt würde er
verhindert haben daß die beantragte Anmerkung: „Orden
ſind, auch wenn ſie von Souveränen verliehen worden
ſind, nach Beſchaffenheit des Materigls ohne Rückſicht
auf das Gewicht, keinesfalls unter 1000 Mark für jedes
Stück zu verzollen,“ als Anmerkung zu Poſition 946, Kinder
ſpielzeug, gedruckt worden ſei. Daran knüpft ſich eine Ge-
ſchäftsordnungs Debatte, nach der der Vorſitzende erklärt, er
werde eine neue Druckſache Nr. 395 herſtellen laſſen, ohne dieſe
Anmerkung; er habe indes nichts dagegen einzuwenden, daß
de Aumerkung unter einer anderen Poſitionsnummer gedruckt
werde.

Poſition 874, Walzen mit einer mehr als 5 Millimeter ſtarken
Kupferhaut 18 Mk. Druckplatten 30 Mk.

Die Sozialdemokraten beantragen Zollfreiheit.
Die Poſition wird nach der Vorlage angenommen. Poſition 875,
detalltuch, Vordruckwalzen 30 Mk.
Die Sozialdemokraten beantragen Zollfreiheit.
Die Poſition wird nach der Vorlage angenommen.

mus und dieſer dankte ihm nicht mehr mit notdürftig verhehl-
tem Etel. Der Patriot wollte in ſeinem Gaſthauſe haben
munkeln hören, daß die Flüchtlinge mit Hilfe der Bauern und
im Einverſtändnis mit ihren zurückgebliebenen Freunden die
Stadt zu überfallen beabſichtigten den Verkehr ſollten die
Franziskaner vermitteln. Ohne Zeitverluſt nötigte der Rat die
Mönche, ihr Kloſter an der Burg mit einem Bruderhauſe im
Herzen der Stadt zu vertauſchen. Dem Stadthauptmann Al-
brecht von Adelsheim befahl er, um die Bauern einzuſchüchtern,
Schwarzenbronn, die Geburtsſtätte des langen Lienhart, Leuzen-
brunn, die Pfarre Leonhard Denners, Spielbach und etliche
andere Dörfer nieder zu brennen. Hieronymus Haſſel und noch
einige Junker begleiteten ihn und ſeine Knechte wie auf einer
luſtigen Badfahrt.

Nun entſchloß ſich auch Stephan von Menzingen, die Stadt
einſtweilen zu meiden. Es wurde ihm nachgerade deutlich, daß
er auf Schritt und Tritt von des Rates Spähern umſchlichen
wurde. Waren ſeine ehrgeizigen Pläne unausführbar, ſo blieb
ihm doch die Vergeltung an ſeinen Feinden ſicher. Er wollte
zu dem Markgrafen Kaſimir. Seines Schutzes war er gewiß und
nicht minder, wie er ihn kannte, daß er Rothenburg ſein hinter
haltiges Benehmen teuer bezahlen laſſen würde.

Es war Kirchweih in Rothenburg. Von dem fröhlichen Leben
und Treiben, das ſonſt an dieſem Tage in der Stadt herrſchte,
war heuer nichts zu ſpüren. Keine Maien und Tannen
ſmücheen die Häuſer, und die Bürger, die das Recht beſaßen,
hren eigenen Wein auszuſchenken, hatten in ihren geräumigen

Vorhäuſern die langen Tiſche und Bänke faſt umſonſt ausge
ſtellt. r und Erbitterung hielten die ländliche Bevölkerung
fern, die ſonſt an dieſem Sonntage in hellen Scharen zur
Stadt ſtrömte. Den Hanſierern und dem fahrenden Volk der
Huackſalber, Gaukler und Luſtigmacher wehrte die geheime

urcht des Rates den Einlaß. Während in ſeinem Hauſe die
ferde bereit geſtellt wurden, hörte Stephan von Menzingen

den Dr. Deutſchlin ein letztes Mal in St. Jakob predigen. Um
ſeinen Reiſe-Anzug zu verbergen, hatte er einen feinen Kamelot-
mantel übergeworfen. Mit Kilian Etſchlich verließ er die Kirche
und blieb am Rathauſe vor der Bude eines Goldſchmiedes im
Geſpräche mit ihm ſtehen. „Halte die Freunde zuſammen,“ ſo
lIautetete ſein letztes Wort. „Jm Süden und Weſten ſteigen
allbereits die Wetter auf.“ Da fern plötzlich die Stadtknechte
über ihn, überwältigten ihn und ſchleppten ihn zum Turm, ehe

er ſein Schwert unter dem langen Mantel hatte ziehen können.
„Helft, Jhr Bürger! Helft, Jhr Brüder!“ rief er den Leuten
auf dem Marktplatze zu. Aber es rührte ſich keine Hand und
eine Stimme ſchrie: „Lieber, die Bruderſchaft hat ein End'!“

Nur Dr. Deutſchlin fühlte Erbarmen mit ihm und bat auf
der Kanzel, daß man Mitleid mit dem gefangenen Bruder
haben, ihn aus dem Gefängniſſe erretten möge. Da ließ der
Rat auch ihn greifen und zugleich den blinden Mönch.

Florian Geyer hatte ſchan am Abend des zweiten Feiertagesvor Thoresſchluß Rothenburg wieder verlaſſen. Er durfte
ſeinem eiſernen Körper auch noch die neue Anſtrengung zu-
muten. Stephan von Menzingen hatte ihn mit ſeinem kräftigſten
Pferde beritten gemacht. Um dem Heere des Truchſeß, von
dem er Würzburg bereits eingeſchloſſen wähnen mußte, auszu-
weichen, ging er bei Klein-Ochſenfurt auf das rechte Mainufer
über. Der abnehmende Mond kam herauf und ſchwamm auf
der Himmelsblaue wie ein Boot auf dem Waſſer eines ſtillen
Bergſees langſam dahin. Sein mildes Licht löſte allmählich
die hohe geiſtige Anſpannung, in der ſich der einſame Reiter
nun ſchon ſeit zweimal vierundzwanzig Stunden befand.
Freundlichere Bilder und Gedanken tauchten in ihm auf und
drängten die politiſchen und kriegeriſchen Erwägungen zu-
rück. Er hatte Elſe und ihre Mutter noch geſprochen, bevor er
zu Pferde geſtiegen war. Nun vergegenwärtigte er ſich wieder
das klare, tiefe und bei gllem Ernſte doch ſo weibliche milde
Weſen des edel ſchönen Mädchens, er hatte ſie lieb gewonnen
wie eine junge Schweſter, und er dachte daran, daß, ſo heftig
gärend auch die Gegenwart, die Zukunft Deutſchlands geborgen
ſei, ſo lange es noch ſolche Frauen wie Elſe beſaß. Sie leitete
ihn zu ſeinem eigenen Weibe hinüber, und das bevorſtehende
Wiederſehen von Frau und Kind, wenn es auch nur kurz ſein
konnte, veranlaßte ihn, ſeinen Gaul, den er in einen gemäch-
lichen Schritt hatte fallen laſſen, wieder anzutreiben. Auf viel-
fach ſich kreuzenden Landwegen erreichte er über Rottendorf
und Lengfeld das Stammhaus der Grumbachs, als die Sonne
zu ſeiner Rechten ſchon ſeit einigen Stunden heraufgekommen
war und den alten Trutzbau mit ihrem Lichte verjüngte.

Rimpar lag innerhalb der ſcharfen Biegung, mit welcher die
von Oſten kommende Pleichach gen Süden ſich wendet, um bei
Würzburg in den Main zu münden, nachdem ſie ein liebliches
Thal zwiſchen wegipe Höhen in vielfachen Windungen durch-
floſſen hat. Der Boden, auf dem die ſehr geräumige Burg

jſtand, erhob ſich nur wenige Fuß über den Spiegel des raſch

Küchengeräte, unlackiert, unpoliert 24 M.; lackiert, poliert 80 J
877, grobe Waren 18 M. 878, andre M. 879, Kupfer-,
Toimvak- Meſſingwaren 60 M. 880, feine Waren 60 reſp.
30 M.

Die Sozialdemokraten beantragen Zollfreiheit.
Gothein beantragt zu 876 18 reſp. 30 M.
Bernſtein hält den Zoll nach keiner Seite berechtigt. Er

ſcheine nur als Kompenſationsobjekt dienen zu ſollen aber als
ſolches hahe er keinen Wert in Rückſicht auf die Produktions
und Ausfuhrbeziehungen der in Betracht kommenden Länder.
de Beziehungen zu andern Ländern dürften nicht geſtört
werden.

Regierungsrat Martin tritt für die Vorlage ein.
Zu Poſition 876 wird der Antrag Gothein, die übrigen Po

ſitionen werden ſämtlich nach der Vorlage angenommen.848, Aluminjumgeſpinſt, wenn der Kern heſteht aus Seide

500 M., aus andern Spinnſtoffen 200 M. 882, Draht, vergol-
det 150 M., verſilbert 100 M. 883, unechtes Gold und Silber-
geſpinſt, Kern: Seide 800 M., aus andern Spinnſtoffen
250 W 888, andre Geſpinſte aus unedlen Metallen 250 reſp.
150 M.

Die Sozialdemokraten beantragen Zollfreiheit.
Der Antrag Müller-Sagan, die Sätze zu Poſition 848 auf

250 reſp. 150 M. herabzuſetzen, wird angenommen. Poſition
882 wird nach der Vorlage angenommen, ebenſo 883 und 888.

Nächſte Sitzung: Donnerstag 9 Uhr.

Tagesgeſuhichte.
Halle, 7. Auguſt.

Wo ſind die „Hetzer“ zu ſuchen?
Ein erſchütterndes Unglück, wie es die Primus-Kata-

ſtrophe bei Hamburg geweſen iſt, ſollte doch den Parteihaß
uicht auffommen laſſen. Anfänglich ſchien es auch, als ob an-
geſichts der vielen dahingerafften Menſchenleben der Parteihader
nicht laut werden könne. Der Kaiſer und die Kaiſerin, der
Reichskanzler uſw. ſandten Telegramme, worin ſie ihrer Teil-
nahme Ausdruck gaben, und unter der Bürgerſchaft Hamburgs
wurden Sammlungen begonnen, um für die Hinterbliebenen
der Ertrunkenen Unterſtützüngen zu beſchaffen. Bei der Beerdi-
gung der Opfer hielten unſer Parteigenoſſe Frohme und der
Paſtor von Rackteſchill tröſtliche Anſprachen, wobei letzterer
unter Hinweis auf des Nazareners Wirken beſonders betonte:
Es komme alles darauf an, eine echte Brüderlichkeit, eine wahre
Liebesgemeinſchaft der Menſchen zu ſtande zu bringen. Daß
das möglich ſei, beweiſe dieſe Trauerfeier, wo neben einem
Frohm eein Rackteſchill ſtehe und beide der Bethätigung wahrer
Menſchenliebe das Wort redeten.

Jetzt kommt aber die Kehrſeite der Medaille. Die bismarcki
ſchen Hamburger Nachrichten brachten es fertig, die allgemeine Trauer über den Verluſt ſo vieler Menſchenleben durch

einen rohen Angriff auf die ſelbſtverſtändlichen Ehrenbezeugungen
zu ſtören, die die Hamburger Sozialdemokratie ihren bei dem
Unglück ums Leben gekommenen Parteigenoſſen zu teil werdenließ. Bekanntlich veſieht die Litdertafel „Treue“, die den

Dampfer Primus gemietet hatte, aus Parteigenoſſen. Die
Hamburger Nachrichten ſchreiben über das Leichenbegängnis:

in dieſem Zuge ſpielten die ſozialdemokratiſchen Partei-
führer, Parteifahnen, Gewerkſchaftsfahnen, Deputationen mit
rotbebänderten Kränzen uſw. die Hauptrolle, und der ſozial-demokratiſche arg Je Altona, Herr Frohme,
bezeichnete die ſämtlichen Toten als die „Unſrigen“ und hielt
im Verein mit den Eilbecker Paſtoren Anſprachen und ſchritt
mit ihnen gemeinſam hinter den Särgen. Wer will nun be
weiſen, daß akle die Toten, denen man auf dieſe Weiſe ſozial-
demokratiſch huldigte, Sozialdemokraten geweſen ſind
und wenn doch, was hatte der Altonager Abgeordnete Frohme,was die Parteifahne, was hatten die Cahlloſen anderen ſozial-

demokratiſchen Vereins- und Klubfahnen in dem Zuge zu thun,
was die Deputationen der Vereine, zu denen die Verunglückten
in gar keiner Beziehung ſtanden War es wirklich Mit
leid mit den bedauernswerten Opfern der Kataſtrophe Gewiß
nicht! Bot ſich doch durch dieſe Demonſtration wieder einmal
eine paſſende Gelegenheit, die „Arbeiterbataillone“, die Bedeu-
tung des „Proletariats“, der großen Menge vor die Augen zu
führen Es war ſchon von vornherein ein Fehler, in den
Hilfsausſchuß „Vertreter der Sozialdemokratie zu wählen
Mit Beratungs- und Stimmrecht offiziell Vertreter der Sozial
demokratie zum Ausſchuß hinzu zu ziehen, war grundverkehrt

Das Traurige aber iſt, daß viele Leute, angeekelt durch
die ſozialdemokratiſche ParadeDemonſtration, ſich der Bitte
um Hilfeleiſtung verſchließen, weil ſie eine ſolche Verherrlichung
der Sozialdemokratie nicht unterſtützen wollen.

Eine derartige Gefühlsroheit leiſtet ſich ein Blatt, das ſich
angeblich den Schutz der chriſtlichen Geſellſchaftsordnung
zur Aufgabe gemacht hat. Ein ſchönes Beiſpiel für den „ge-
mütvollen deutſchen Bürgerſinn“! Gegen Leute, die etwas

pAh,

hingleitenden Flüßchens, das ihre Mauern und Türme im
Norden und Weſten beſpüire Feſter als durch die Natur war
Rimpar durch die Kunſt; ſeine Ringmauern, Türme und Thore
waren von einer erſtannlichen Dicke. Ob ſie aber den Un
geheuern von Mauerbrechern, wie der Scharfmetze, der Nachti
gall, der Singerin, die eben das Licht der Welt zu erblicken
begannen, zu widerſtehen vermochten, mußte ſich erſt noch aus
weiſen. Die Zerſtörungswut iſt erfindungsreicher als die Ver
teidigung und daran ſind bis jetzt noch alle Völker zu Grunde
gegangen. Der Haupteingang zur Burg befand ſich auf der
Weſtſeite, wo in geringer Entfernung von ihr die elenden
Hütten des Dorfes Rimpar am Fuße einer Höhe ſich hinſtreckten.
Gen Norden, jenſeits der Pleichach, bedeckte der Gramſchatzer
ad der weſtlich an den Main lehnte, unabſehbar das Hügel-
land.

Auf dieſen und das Dorf ſchauten die Fenſter der beiden
Stuben, die Frau Barbara Geyer bewohnte. Es waren die-
ſelben, die ſie ſchon als Mädchen behauſt hatten. Vor den
weſtlichen Fenſtern befand ſich ein plumper Balkon und da-
runter lag der kleine Burggarten. Die Stallungen, Vorrats-
häuſer und Knechtwohnungen lagen auf der Oſtſeite. Das
e ſelbſt bildete ein Viereck mit einem hohen Wartturm,
dem Bergfrit, in der Mitte.Fran Barbarg winkte dem Gatten ihren Willkomm vom
Balkon zu. Jn einem Morgenrocke von weißem Linnen, um
wogt von ihrem rotblonden Gelock, die Wangen hochgerötet, ſo
ſtand ſie droben. Sie hatte ſich eben das Haar ordnen wollen,
als ſie ſeine Einlaß begehrende Stimme vernahm, und war
hinausgeflogen. Einige Augenblicke ſpäter ſchloß er ihre hohe,
volle Geſtalt in ſeine Arme. „Gott ſei Dank, daß Du endlich
da biſt,“ ſeufzte ſie auf und ſchaute ihm in die ernſten Augen,
die voll Liebe auf ihr ruhten. Es verriet ſich in den Worten
mehr als die Sehnſucht nach ihm, die ihr faſt unerträglich ge
worden war, ſeit ihr Bruder ihr ſeinen letzten Gruß gebracht
und ſie nun jeden Tag ſein Kommen erwartet hatte. Sie fühlte
ſich von einer drückenden Laſt befreit, der Laſt der Einſamkeit
und der Unthätigkeit. Denn war Rimpar auch in aterhaus,
ſo hatte ſie doch in demſelben nichts mehr zu a nicht
mehr in die Wirtſchaft einzugreifen, wie vor ihrer Verheiratung
und wie ſie es auf Giebelſtadt gewohnt war.

Fortſetzung folgt.)
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zum e und Wühlen ergreift. Die Frucht ihrer Hetzarbeit
werden ſie ſchon noch ernten.

Eine Spitzbuben- Akademie in den Kruppſchen Wohl
fahrtsAnſtalten.

Wiederholt gingen Notizen durch die Blätter, aus denen zu
ſchließen war, in Eſſen, dem Königreiche Krupp, müſſe
eine „Hochſchule“ für Langfinger eingerichtet ſein.
Natürlich wurden ſolche Nachrichten immer dementiert. Es wäre
doch zu blamabel, wenn im Kruppſchen Wohlfahrtsreiche, wo die
Arbeiter nach Schilderung der verpflichteten Preſſe ein wahres
Götterleben führen müßten, eine Brutſtätte von Verbrechen ſich
hätte entwickeln können. Und doch iſt es ſol Und die Ver
brecherſchule befindet ſich auf einer Kruppſchen Wohl-
fahrtskolonielDie älteſten Paläſte der Kruppſchen Villenkolonien beſtehen
aus ungekellerten Holzgebäuden, in denen in kleinen Wohnungen
dicht gedrängt meiſt die am ſchlechteſten gelohnten und kinder-
reichſten Arbeiterfamilien wahnen. Daß das enge Zuſammen
wohnen in mangelhaften Wohnungen demoraliſierend auf die
heranwachſende Jugend wirkte, braucht nicht zu verwundern.
Wie aber die Jugend auf der Kruppſchen Kolonie verwahrloſte,
zeigen folgende Thatſachen: Nach der Eingemeindung Alten-
dorfs in Eſſen kam auch die beſagte Kolonie unter Aufſicht der
Eſſener Polizei. Dieſe fand Merkmale, die ſchließen ließen, daß
die Kolonie der Wohnort vieler Taſchendiebe ſein müſſe. Die
Polizei obſervierte ſcharf und konnte in wenigen Wochen zirka
70 Spitzbuben aus der Kruppſchen Wohlfahrts-
kolonie herausholen! Es ſind faſt lauter junge Burſchen,
die dort bei ihren Eltern wohnten. Vor einigen Wochen iſt von
den Burſchen, die übrigens gefürchtet ſind und beſonders in der
Dunkelheit das Paſſieren der Kolonie nicht rätlich erſcheinen
laſſen, ein Polizeibeamter ohne die geringſte Veranlaſſung
ſcheußlich mißhandelt worden.

Von dem Skandal dringt nichts in die Oeffentlichkeit. Wohl
um das Renommee der Kruppſchen Villen Kolonien nicht zu ge
fährden, ſchweigt ſich die geſamte ordnungstreue Preſſe darüber
aus.

Schöne Worte.
Die offiziöſe Berliner Korreſpondenz ſchreibt über das Thema:

Eiſenbahnbeamte und Sozialpolitik:
„Jn dem vor kurzem herausgekommenen neueſten Bande der

Schriften des Vereins für Sozialpolitik befindet ſich auch eine
ſozialwiſſenſchaftliche Studie „Zur ſozialen Lage der Eiſen-
bahner in Preußen“ von Waldemar Zimmermann. Jn der
Preſſe wird bei dieſer Gelegenheit vielfach bemängelt, daß der
preußiſche Miniſter der öffentlichen Arbeiten im Jahre 1898
einen Antrag des Vereins für Sozialpolitik, eingehende Eröbrte-
rungen über die Verhältniſſe der unteren Beamten und Arbeiter
der preußiſchen Staatseiſenbahnverwaltung anzuſtellen, abgelehnt
habe, und zwar ohne Angabe von Gründen. Die letztere Be
hauptung iſt inſofern unzutreffend, als die Ablehnung (wie in
der Einleitung der Schrift ſelbſt beſtätigt, übrigens auch in
einigen Zeitungen ausdrücklich vermerkt wird) damit begründet
war, daß durch die alljährlichen Berichte über die Ergebniſſe des
Betriebes der vereinigten preußiſchen und heſſiſchen Staats-
eiſenbahnen und durch die Etats ausführliches Material über
dieſe Verhältniſſe bekannt gegeben wird. Daß derartigen Er-
hebungen, ſelbſt wenn ſie unter der Führung eines ſo an
geſehenen Vereins wie des Vereins für Sozialpolitik, dem auch
hohe Beamte des Arbeitsminiſteriums und der Staatseiſenbahn-
verwaltung angehören, veranſtaltet werden, mancherlei
naheliegende Bedenken entgegenſtehen, wurde übrigens,
wenn wir uns recht erinnern, auch damals ſchon von vielen
Seiten anerkannt.

Jm übrigen iſt der Miniſter ſtets darauf bedacht,
die ſoziake Lage der zahlreichen Beamten und Ar-
beiter ſeiner Verwaltung nach Möglichkeit zu ver-
beſſern. Er wird zweifellos Anlaß nehmen, die
weiteren Anregungen auf dieſem Gebiete, die die Zimmer-
mannſche ebenſo von ernſtem Wohlwollen für die Eiſenbahn-
bedienſteten, als von aufrichtiger Anerkennung der Leiſtungen
der Eiſenbahnen grade auch auf ſozialem Gebiete erfüllte Ab-
handlung ſchon bei flüchtiger Durchſicht bietet, auf das ein
gehendſte zu prüfen.“

Derartige ſchöne Verſicherungen haben die Herren Miniſter
ſchon oft gegeben. Jedoch den ſchönen Worten ſind nur ſelten
entſprechende Thaten gefolgt. Wollte man ernſtlich beſſern,
dann brauchte man nicht gegen ein Hineinleuchten in die Zu-
ſtände ſo mancherlei Bedenken“ haben.

Arme reiche Leute. Jn Berlin iſt zur Zeit der Verbands
tag des preußiſchen Landesverbandes ſtädtiſcher Haus und
Grundbeſitzervereine. Jn dem vom Vorſitzenden erſtatteten
Jahresbericht heißt es: „Es läßt ſich nicht mehr leugnen, daß
der Haus und Grundbeſitz heute gezwungen iſt, nach zwei
Seiten kämpfen zu müſſen, von unten gegen den Anprall der be
ſitzloſen Maſſe, die den Uebergang von Grund und Boden in
das allgemeine Eigentum fordert, Hand in Hand mit den dem-
ſelben Ziele zuſtrebenden Bodenreformern, auf der andern Seite

von oben gegen Behörden, Miniſterien,
Kommunalverwaltungen uſw. Dieſe kokettieren
und liebäugeln mit den Forderungen der ſog.
Humanitätsbeſtrebungen und reichen dieſen in
der Bekämpfung des ſeßhaften Bürgertums
gerne und freudig die Hand. Wir ſtellen uns nicht
gern als die patentierten Stützen von Thron und Altar hin,
aber wir dürfen es ruhig ausſprechen, daß eine große Gefahr
für den Staat darin liegt, ſollte der heute ſchon vorhandene
Ueberdruß am Beſitze eines eignen Heims, ein Ueberdruß, her
vorgerufen durch ſteuerliche und verwaltungstech-
niſche Bedrückungen aller Art, noch weiter um ſich
greifen.“

Es wird höchſte Zeit, daß den armen geplagten Hausbeſitzern
durch die ſozialdemokratiſche Forderung auf Vergeſellſchaftung
von Grund und Boden geholfen wird. Jhr Los iſt in der
gegenwärtigen Wirtſchaftsordnung wirklich bejammernswert.

Die Freiheit des Wortes an deutſchen Univerſitäten,
die ſich in der Kieler r r ſo präch-tig offenbart hat, wird vom Vorwärts ebenfalls illuſtriert. Er
ſchreibt in Bezug auf die Berliner Univerſität: Vor etwa
einem Jahre veröffentlichte ein Berliner Student in der Ber
liner Hochſchul- Zeitung einen Artikel: „Wo bleibt die deutſche
Studentenſchaft“, in dem die deutſchen Studenten zu einer
Sympathiekundgebung für die geknuteten ruſſiſchen Studenten
aufgefordert wurden. Kaum war dies Verbrechen verübt, da
wucde der Sünder vor den Univerſitätskadi zitiert. Als
ſtrafverſchärfend bezeichnete es der Univerſitätsrichter Daude,
daß ſich der Vorwärts der Sache bemächtigt und
i wörtlich „einen Speech daran geknüpft habe.

Der Student kam allen Weiterungen zuvor und machte ſich
von der akademiſchen „Freiheit“ ſchleunigſt frei!

rück gum K. Techn in hihen. Der ſtellvertretende ehe n e puſkum ne u ge
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ſchuldigungen gegen den Direktor Dr. Holzapfel wegen Fäl-
ſchung der Abgangszeugniſſe als „verleumderiſch“ bezeichnet.Demgegenüber ſhräb Herr Harpurg im Anhalt. Courier u. a.
„Jch be die Ausführung der Handlungen olzapfels mit
gen Augen e und habe mich zur eidlichen Erhärtung
aller meiner Angaben verpflichtet, auch weitere Belaſtungs-
zeugen namhaft gemacht. Aus eigener Anſchauung weiß Herr
Perwo gar nichts über die Sache, um die es ſich handelt, er
erklärt die Beſchuldigungen friſchweg für verleumderiſch, ohne
erſt den Ausgang des gerichtlichen Verfahrens Famwarten
Jch halte alle meine Ausſagen über Dr. Holzapfel in allen

unkten aufrecht.“

Eine „Kaninchen“-Erbſchaft. Der in der Schweiz ver-
ſtorbene frühere Beſitzer des Rittergutes Chriſtinenfelde (Kreis
Tuchel) hat ſeinen ganzen Nachlaß, mit Ausnahme weniger
Legate, im Betrage von 500000 Mark der Stadt Gneſen ver
macht, zur Erziehung polniſcher junger Leute.

Aus der bairiſchen Kammer. Genoſſe Vollmar ſtellte
in der Kammer der Abgeordneten den Antrag, ſämtlichen
Staatsangeſtellten, die ein Gehalt von 1020 Mk. jährlich be-
ziehen, einen Wohnungsgeldzuſchuß von 45. Mk. jährlich zu be
willigen. Der Antrag wurde angenommen. Die ſonſtige
Gewährung eines Wohnungsgeldzuſchuſſes wurde mit Rückſicht
auf die Finanzlage zurückgeſtellt.

Das Zentrum bleibt in Bezug auf die Forderungen zu
Kunſtzwecken dickköpfig. Der Finanzausſchuß der Abgeordneten-
kammer lehnte wiederum die vom Reichsrate hergeſtellten For
derungen im Kulturetat ab.

Ausland.
Oeftreich. Der galiziſche Landarbeiterſtreik ver-

anlaßt die Regierung zu den geſetzwidrigſten Maßnahmen. Das
Verſammlungsrecht und das Preßgeſetz iſt einfach aufgehoben
worden. Das Krakauer Parteiorgan wird regelmäßig jeden
Tag konfisziert, ſelbſt dann, wenn es die Artikel der Arbeiter-
zeitung zitiert. Jn Lemberg wurde von der ſozialdemokra-
tiſchen Partei eine Verſammlung mit der Tagesordnung „Die
Bauernſtreiks“ einberufen. Die Verſammlung wurde von derPolizei verboten mit der Begründung, daß „der Ton, in

welchem der Naprzod über die Streiks ſchreibt“, Anlaß zur
Beſorgnis der Störung der öffentlichen Ruhe geben wird.

Frankreich. Zum Kulturkampfe. Der katholiſche
Prieſter Gayraud hat in verſchiedenen bretoniſchen Gemeinden
Vorträge gehalten. Ueberall predigte er Ruhe, forderte aber
die Bevölkerung auf, gegen die Schließung der Ordensſchulen
zu proteſtieren. Jn Sully mußte die Marquiſe Mac Mahon
und ihre Mitſchweſtern mit Gewalt aus der Ordensſchule ent-
fernt werden. Jn Ravoire weigerten ſich die Schweſtern, die
Schule zu verlaſſen. Der Polizeikommiſſar ließ Maurer kommen,
um das Schulgebäude niederzureißen. Die Bevölkerung drohte
jedoch den Maurern mit dem Tode, worauf dieſe ſich weigerten,
die Arbeit auszuführen. Jm Departement Saone et Loire
mußte der Kommiſſar die Thüren mit der Art einſchlagen laſſen.
Jn Ploermel fand eine heftige Kundgebung ſtatt. Berittene
Gendarmen drangen in den mit Frauen und Kindern ange
füllten Schulhof, wobei mehrere von ihnen verletzt, zahlreiche
verhaftet und ſofort zu 100 Frks. Geldbuße verurteilt wurden.

Einen ſozialiſtiſchen Mißerfolg haben die Ge-
meindewahlen in Marſeille ergeben, der bisherige ſozialiſtiſch
guesdiſtiſche Bürgermeiſter wurde geſchlagen. erhielt
27911 Stimmen, ſein Gegner 36179.

Die Jaureèsſche Petite Republique bedauert zwar den
Ausgang der Wahlen, iſt von ihm aber durchaus nicht über-
raſcht. Es ſei gar nicht anders zu erwarten geweſen, als daß
die Koalition alle reaktionären Elemente, Nationaliſten, Kleri-
kalen, Opportuniſten und Radikalen, die unter dem Titel „Re
publikaniſche Union“ zuſammengetreten waren, den Sozialiſten
eine Niederlage bereiten würden. Das Unternehmertum, die
Finanz, Juſtiz und die Verwaltungsbehörden hätten alle dazu
beigetragen, um die verhaßten Kollektiviſten aus dem Stadthaus
zu vertreiben. Jmmerhin ſei es den Sozialiſten möglich ge
weſen, ſich in einer Stadt 10 Jahre am Ruder zu erhalten,
wo es ſonſt üblich war, daß bei jeder Wahl eine andere Partei
zum Siege an Das Blatt erwartet gerade von der Koa-
lition der bürgerlichen Parteien gegen die Sozialiſten eine
Stärkung der letzteren.

Das republikaniſche Bourgeoisblatt Temps giebt ſeinerFreude über die ſozialiſtiſche Riederlage in Marſeille Ausdruck.

Es zieht eine Parallele zwiſchen Genug und Marſeille; das
erſtere beginne den Hafen von Marſeille mehr und mehr zu
überflügeln, „es entwickele ſich zur Königin des Mittelmeeres“.Daran ſei ſchuld die ſogialiſiſche Herrſchaft in der franzöſiſchen

Hafenſtadt. Um ſeine Suprematie zu behalten, müßten dieſe
„ewigen Kämpfe zwiſchen Kapital und Arbeit“ aufhören, müßte
Marſeille von der „Tyrannei der Kollektiviſten“ befreit werden.
Das genannte Blatt ſtützt ſich bei ſeinen Ausführungen auf
eine Schrift des franzöſiſchen Konſuls in Genua und hofft, daß
Marſeille nunmehr einen großen a nehmen werde.Der Temps und der Fahgeſſche Konſul, auf den ſich das

Blatt beruft, hauen vollkommen daneben. Wenn die hoch-
gehenden Wogen der Arbeiterbewegung, wenn Streiks ſchuld
ſein ſollen, die Proſperität einer Stadt einzuſchränken, ſo
müßte Handel und Schifffahrt in Genug ganz und gar dar-
niederliegen, denn es giebt kaum eine Stadt Jtaliens, in der
in den letzten Jahren ſo viel geſtreikt worden wäre wie in
Genug. Faſt kein Beruf, der nicht in die Streikbewegung ein
getreten wäre; in erſter Reihe gerade diejenigen des Handels
und der Schiffahrt. Die Streiks in Genua ſind auch meiſt
erfolgreich für die Arbeiter verlaufen, ſie haben Lohnerhöhungen
durchgedrückt und haben ſich Organiſationen geſchaffen. s
wird im Gegenteil der Schluß zu ziehen ſein, daß ihre ver-
beſſerte Lebenslage, ihr erhöhtes Einkommen nicht ohne günſtige
Rückwirkung geweſen ſein wird auf die Entwickelung des
Hafens und der Stadt, auf das Wohlbefinden der Allge-
meinheit.

Von bürgerlicher Seite wird noch vom Mittwoch ge
meldet: Die Wahl des republikaniſch-antikollektiviſtiſchen Bürger
meiſters veranlaßte in der geſtrigen Gemeinderats Sitzung
tumultuöſe Auftritte. Die Sozialiſten proteſtierten gegen die
Wahl; ſchließlich kam es zu einem Handgemenge. Zwölf Ge-
meinderäte wurden verhaftet

Belgien. Streik in der Spielhölle. Die Kroupiers
in der internationalen Spielhölle in Spaa ſtreiken, weil ihnen
das Nehmen von Trinkgeldern verboten worden iſt. Es iſt
gegen die Streikenden ſogar Gendarmerie aufgeboten worden.Pie Direktion des Kaſinos hat „Streikbrecher“ ſogar aus
Monaco geholt.

Für die ganze belgiſche SpielhöllenWirtſchaft iſt folgendes
von großem Jntereſſe: Während der letzten Seſſion wurde von
der Kammer und dem Senat ein Geſetz votiert, das den
belgiſchen Spielhöllen den herbſten Schlag zu verſetzen geeignet
iſt, wenn es ſie nicht ganz beſeitigt.

ieſes Geſetz liegt ſeitdem in dem Miniſterium und wartetauf f. r des Königs. Aber dieſer macht
keine Miene, das in aller Form votierte Geſetz zu unterzeichnen.Warum zögert der König? Nun, die Spatzen pfeifen es
übrigens von den Dächern. Leopold II. iſt bei der Sache
tark intereſſiert. Hier heißt es:
ann Sanktion.
Jtalien. Klaſſenjuſtiz. Der Apellationshof von Turin

verurteilte dieſer Tage Pampione, den Redakteur des ſozia-
liſtiſchen Grido del Popolo zu 4/2 Monaten Gefängnis. Er
war angeklagt, zum Haß aufgereizt zu e durch einen Ar
tikel, der z. des Gasarbeiterſtreiks in Turin erſchienen iſt.

Jn Spoleto wurden 12 Landarbeiter z je 2 Monaten und
einer zu 5 Monaten Gefängnis verurteilt. Sie ſollen gegen
den t 154 (der g 153 des deutſchen Str.G.B.) verſtoßen haben,
indem ſie während des letzten Landarbeiterſtreiks Gewaltthätig-
keiten und Bedrohungen begangen haben ſollen.

Spanien. Der Miniſterpräſident Sagaſta will
abdanken, weil ſeine Miſſion mit dem Regierungsantritt des
„jungen, intelligenten Herrſchers“ erfüllt ſei.
75 Jahre alt.

Bolizeiliches und Gerichtliches.
8 Jn die Freiheit zurückgekehrt iſt in der rig Woche

Gen. Dr. Holtmann, Redakteur der Böttcher-Zeitung,
nachdem er vier Wochen die „Annehmlichkeiten“ des Gefängnis-
lebens kennen lernte. Unſer Genoſſe wurde mit dem Flechten
von Fußmatten beſchäftigt, infolgedeſſen ihm die Hände ſtark
gernoiſn waren. Hat ſo und unter der Nahrung e

Sagaſta iſt

gelitten, ſo iſt doch ſein Geiſt ungebeugt und ſeine Kampfesluſt
hat nur zugenommen. Möge dem Genoſſen, der im 60. Lebens-
jahre ſteht, noch manches Jahr gegen unſeren gemeinſamen
Feind zu kämpfen vergönnt ſein.

Z Wegen Beleidigung eines Baumeiſters iſt der verant
wortliche Redakteur des Hamburger Echo, Genoſſe Wabersky,
zu 50 M. Geldſtrafe verurteilt worden. Der Obermeiſter der
„Bauhütte“, W. Lummert, hatte ſich dadurch beleidigt gefühlt,
daß das Echo das nicht eingehaltene Verſprechen der Meiſter
einen Wortbruch genannt hatte. Für das Urteil kam als
Hauptgrund in Betracht, daß „kein rechtlich bindendes Ver
ſprechen“, den neunſtündigen Arbeitstag bei 70 Pf. Stunden-
lohn einzuführen, vorgelegen“ habe und dem Angeklagten es
offenbar darauf angekommen ſei, dem Obermeiſter einen Hiebzu verſegen. Da die Angaben des Angeklagten im übrigen

an net erſchienen, ſei auf eine ſo geringe Strafe exkann
worden.

Barteinachrichten.
Gründe ſind wohlfeil wie Brombeeren denkt die

Puten in Breslau, wenn es ſich darum handelt, der
ozialdemokratiſchen Preſſe ein berechtigtes Verlangen ab-

zuſchlagen. Seit 7 Jahren verſucht unſer Breslauer Partei
organ, die Erlaubnis zur Teilnghme von Berichterſtattern an
den Gerichtsverhandlungen des Breslauer Landgerichts zu er
halten, bis heute jedoch vergeblich 1895 wurde Genoſſe Neu
kirch abgewieſen, weil er „zu jung“ war; kurze Zeit darauf Ge
noſſe Sachs, weil die Zeitung „Volkswacht“ zu oft mit dem
Gericht in Konflikt kommt. 1900 erfolgte die Abppeiſung. weil
Genoſſe Bruhns zu oft vorbeſtraft war, und vor einigen Tagen
erhielt der unbeſtrafte Genoſſe Kaul einen ablehnenden Beſcheid
auf ſein Geſuch um Zulaſſung und zwar jetzt wieder einmal,
weil die Zeitung zu oft vorbeſtraft iſt.

Das Turnen und der Arbeiterturnerbund.
Und noch eine Erwiderungl

Unter dieſer Rubrik verſuchte ein Herr Schmöller aus Keuſch
berg den „Arbeiterturnerbund“ bloßzuſtellen und wollte zeigen,
wie „neutral“ die „Deutſche Turnerſchaft“ ſei. Fürs erſte
ärgerte er ſich darüber, daß der Arbeiterturnerbund das Preis
turnen bekämpft, nun das iſt ganz einfach, da will ich gleich
einmal auf „das Weſen der friedlich en Wettkämpfe bei Turn-
feſten uſw.“ eingehen. Nun, Herr Schm., da ſehen Sie mal
engu hin, wie „friedlich“ es bei dem Preisturnen zugeht.F. B. Nr. 30 „Deutſche Turnzeitung“: Ein Verein hatte

ein paar Preiſe geholt oder erſchunden: aus Neid darüber wurde
er von einem anderen Vereine beim Abmarſch mit Hohnrufen
überſchüttet. Dann weiter, wie im Jahre 1890 beim Gauturn-
feſt des Süd Holſteiniſchen Turngaues zwei „Sieger“, die beim
Verteilen der Preiſe ſich benachteiligt glaubten, die Kränze vor
der Preisrichtertribüne zerriſſen und mit Füßen traten, die
Preisrichter mit „Ochſen“ und „Dummen Jungen“ betitelten
und eine Keilerei mit Mühe und Not unterdrückt wurde. (Sehr
friedlich) Oder nennen Sie, Herr Schm., es friedlich, wenn
jemand als „Turner“ engagiert wird und wenn er ſeiner Pflicht
als Turner nicht nachkommt, vom Prinzipal entlaſſen wird
Wo liegt in dem Preisturnen „der ideale Wert und die werbende
Kraft Na, da will ich einmal ein Beiſpiel anführen Vor
einigen Jahren hielt der gprbnrüer Turngau der Deutſchen
Turnerſchaft ſein Gauturnfeſt ab. Jeder Turner, der einen
Preis erringen wollte, mußte 9 Punkte im volkstümlichen Turnen
haben, um beim Gerätturnen überhaupt gewertet zu werden.
Das „Abrackern“ und „Abſchinden“ beim Gewichtheben kann
ſich da wohl ein jeder vorſtellen, wie die Wettturner mit der
letzten Anſpannung ihrer Kräfte noch einmal das Gewicht durch
zudrücken verſuchten, wie die Fragezeichen ſahen da dieſe Kerlchen
aus. Die Se davon iſt, daß ſich ſpäter eine Muskelverzerrung
oder ein Herzfehler einſtellt. Nachher laufen die „Sieger“ mit
einem Ei pani auf dem Haupte umher und ſehen mit Ver
achtung auf die „Unterlegenen“ herab. Na, r und gut es
kommt einem vor, als befände man ſich auf einer Maſtvieh-
ausſtellung; das beſte Stück Vieh wird prämiiert, erhält eine
Nummer und einen Eichenkranz um ſeine Hörner gewunden
gerade wie beim Preisturnen. Nun ſchreibt Herr Schmöller,
„in der „Deutſchen Turnerſchaft“ könne jeder nach ſeiner Façon
ſelig werden“, na, ich danke. Warum ſind ſo viele Turner,
welche ſich als Sozialdemokraten hervorthaten, ausgeſchloſſen
worden Warum wird von Jhren Feſtrednern gewöhnlich auf
die „böſen Roten“ geſchimpft Man muß den Kopf unwillkür-
lich ſchütteln, wenn man Arbeiter (auch gewerkſchaftlich organi-
ſierte) cuf Turnplätzen ſieht, wo der Feſtredner über die Sozialdemokratie ſchunpft Das Bedauernswerteſte iſt, daß dieſe
Turner nicht einmal den Mut haben, einem derartigen Vereine
den Rücken zu kehren. Oft iſt es auch ſchon vorgekommen, daß ſie
mithelfen die ArbeiterTurnvereine bei den Behörden anzu-
ſparteg und die Lokale abzutreiben. Gerade herausgeſagt, ſie
laſſen ſich eben als Staffage benutzen. Daß ſich ein ſozialdemo
kratiſcher Abgeordneter zu patriotiſchen Feſten hergiebt, wie
Herr Schmöller in ſeinem Beweis anführt, davon iſt uns nichts
bekannt. Solchen Blödſinn, die Turnerei ſei bei den Arbeiter
Turnvereinen nur ein Aushängeſchild, die Politik wäre die Haupt
ſache, zu widerlegen, halte ich für überflüſſig. Die Umwand-
iung der vier P friſch, fromm, fröhlich, frei) hat's ihm auch an
ethan; nun, ich halte es für ſchöner, wenn es heißt:ſel ſtark, treu. Denn das zweite P (fromm), hm, das klingt
o eigentümlich, wie na wie laßt euch nur unterjochen

und duckt euch hübſch. Zum Schluß möchte ich noch einmal an
die fünf Sinne der Arbeiter Turner appellieren, daß ſie ſich die
Sache einmal gründlich überlegen, dann können ſie zu keinem
anderen Entſchluß kommen, als dem, daß ſie Mann für Mann
in den „Arbeiter-Turnerbund“ gehen, wo ſie hingehören.
Macht euch frei von dem Gängelbande der Deutſchen Turnerſcha

Frei Heil! K. B.P tnnde der Redaktion nur mittags von 412 bis
r.*1 Uh

r:

Erſt das Geſchäft,
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Abfahrt:
Richtung Thüringen.

3.24 V. 5.45 V. 7.50 V. S. 1-3. 10.00 V. D. 1-2. 10.26 V. S. 10.32 10.48 V. S. 1-3
11.22 V. S. 1-3. 11.30 1.09 N. D. 1-2. I. 16 N. 2.10 P. 4.00 N. S. 1-3. 5.45 N.
7.20 N. bis Merſeburg]. 7.50 N. S. 1-3. 9.50 Ab. fährt bis Köſen]. 2-3. 10.55 Ab.
11.31 Ab. D. 1-2. 11.46 Ab.

Richtung Berlin.
3.44 V. S. 1-3. 4.45 V. D. 1-2. 5.00 6.56 V. D. 1-2. 7.03 V. 9.06 V. S. 1-3.

11.00 V. 2.10 N. 2.46 N. D. 1-2. 3.20 8. 4.41 N. D. 1-2. 5.38 N. S. 1-3. 5.45 N.
6.44 Ab. S. 1-3. 8.17 Ab. S. 1-3. 8.50 Ab. [bis Wittenberg]. 9.28 Ab. D. 1-2. 12.22 Ab

Richtung Leipzig.
2.57 V. 4.33 V. 5.43 V. 7.30 V. 7.45 V. S. 1-3. 8.30 V. S. 1-3. 9.15 V.10.22 V. 10.48 V. S. 1-3. 12. 15 N. 1.40 N. 3.19 N. 5.07 N. S. 1-3. 5.35 N.

8. o N. 7.16 Ab. 8.42 Ab. 9.23 Ab. 10.30 8. 1-3 10.50 S. 1-3 11.10 Ab. S. 13.

Richtung Magdeburg.
4.55 V. 7.00 V. 1-3 10.00 V. 10.57 V. S. 1-3. 1.40 N. 3.45 N. 5.53 N.

7.14 Ab. S. 1-3. 8.51 Ab. 10.42 Ab. S. 1-3. 12.22 Ab. [fährt bis Köthenl.
Richtung Eisleben-Nordhauſen-Kaſſel.

5.25 V. 6.57 V. fährt bis Sangerhauſen]. 7.00 V. 9.10 V. 11.02 V. S. 1-3.
12.15 Mitt. fährt bis Eisleben. 2.15 N. 3.54 N. D. 1-2. 4.02 N. 1-3. 6.00 N. 9.30 Ab.
lfährt bis Eisleben]. 10.40 Ab. S. 1-3. 11.31 Ab.

Richtung Aſchersleben.
4.50 V. 6.32 S. 1-3. 7.55 11.32 1.41 N. S. 1-3. 3.42 6. 18 N. 10.39 Ab.

[ab Halberſtadt Schnellzugl.
Richtung Sorau-Guben.

1745 V. S. 1-3. 7.53 V. 11.34 V. 300 N. S. 1-3. 6.25 N. 11.25 Ab. lfährt
bis Torgau.

Richtung Hettſtedt.
6.00 V. 10.00 V. 2.00 N. 3.00 N. [bis Dölau; fährt nur Sonn und Feſttagsl.

6.30 7.30 Außer vorſtehenden fahren an Sonn und Feſttagen nach Dölau noch folgende
Züge: 2.30 N., 3.30 N., 4.00 N., 4.80 N., 6.00 N., 7.00 N., 8.00 N., 9.20 N.

T e
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Richtung Thüringen.
3.40 V. S. 1-3 von München über Zeitzl. 441. V. D. 1-2. 5.88 V. kommt von

Merſeburg]. 6.34 V. kommt von Erfurt. 6.52 V. D. 1-2 [von Stuttgart u. Mailand)].
9.2 V. S. 1-3. 9.51 V. 12.17 N. 1.04 N. 2.32 N. S. 1-3. 4.39 N. D. I-2 von
München über Jena]. 5.05 N. 5.23 N. S. 1-3. 6.40 N. S. 8.13 Ab. S. 1-3 [v. München
u. Stuttgart]. 8.34 Ab. 9.21 Ab. D. 1.2. 10.48 Ab. 11.55 Ab.

Richtung Berlin.

er

3 4 4 n.u n enw. 4

3.19 V. 4.37 V. 7.38 V. kommt von Wittenberg]. 9.55 V. D. 1-2. 10.15 V.
10.22 V. 1-3. 10.44 8. 1-3. 11.18 8. 1-3. 1.05 N. D 152. 2.00 3.40 8. 3.50 D. 1-

5.19 7.32 Ab. S. 1-3. 9.04 Ab. 10.32 Ab. D. 1-2. 11.18 Ab. 11.27 D. 152.
Richtung Leipzig.

4.45 V. 6.20 V. 6.30 V. S. 1-3 6.50 8. 1-3 7.46 9. 53 --10.40 S. 1-3. 10.55 V. S. 1-3.
1.08 N. 1.38 R. S. 1-3. 3.37 N. 4.28 N. 5.30 N. 6.53 N. verkehrt nur Werk

tagsl]. r N. S. 1-3. 7.55 Ab. 8.41 Ab. 1-3. 9.41 Ab. 10.24 Ab. 10.40 Ab. S. 1-3.
12.16

Richtung Magdeburg
2.45 V. 6.40 V. ſkommt von Köthen]. 7.38 V. S. 1-3. 8.27 V. S. 1-3

9.48 V. 10.39 V. S. 1-3. 1.00 N. 3.11 N. 5.03 N. S. 1-3. 7.00 Ab.
9.14 Ab. 10.28 Ab. S. 1-3.

Richtung Nordhauſen-Kaſſel- Eisleben.
6.45 V. 7.20 V. S. 1-3. 9.50 V. 1.22 N. 2.42 N. D. 1-2. 2.55 N. S. 1-3.

4.36 N. 5.23 N. 7.32 Ab. 8.04 Ab. S. 1-3. 10.27 Ab. 11.00 Ab. (nur Sonn u. Feſttags)
Richtung Aſchersleben.

5.37 V. kommt von Könnern und verkehrt nur Werktags]. 7.19 V. [von Halberſtadt.
10.13 V. 12.41 N. 4.57 N. 5.32 N. S. 1-3. 9.14 Ab. 10.48 Ab. S. 1-3 11.38 Ab.

Richtung SorauGuben.
6.36 V. kommt von Torgau. 10.16 V. 1.02 N. S. 1-3. [Anſchluß von Breslau, Wienl.

3.35 N. kommt von Cottbus. 7.43 Ab. 10.04 Ab. 10.28 Ab. S. 1-3. [Anſchluß von
Breslau, Wienl.

Richtung Hettſtedt.
6.44 V. 12.25 N. 4.20 N. [lvon Dölau; fährt nur Sonn und Feſttags). 5.21 N.

7.20 N. 9.05 Ab. Außer vorſtehenden kommen an Sonn und Feſttagen von Dölau noch
folgende Züge: 2.50 N., 3.20 N., 3.50 N., 5.50 N., 6.20 N., 6.50 N., 7.50 N., 8.50 N., 10.10 Ab.

Sozialdemokr. Perein Tenchern.
Sonntag den 10. Auguſt nachmittags 5 Uhr im „Grünen Baum“

itglieder Verſammlung.
Tagesordnung: 1. Steuereinnahme und Aufnahme neuer Mit

glieder. 2. Wahl der Delegierten zum Kreistag. 3. Verſchiedenes.
Die Mitgleder werden erſucht, zahlreich zu erſcheinen.

er Vorſtand.Mrtallarbeiterverhd. Merſeburg.

Sonntag den 10. Auguſt von nachm. 3 Uhr ab in der „Funkenburg“

beſtehend in Konzert, Herrenpreisſchießen, Herren und Damenpreis-
kegeln, Verloſung preiswerter Gegenſtände,

Abends 6 Uhr Kinderpolongaiſe. Auffteigen eines Rieſenluftballons.
Nach dem Konzert: Ball mit freier Nacht.

Programm am Eingang. Bei ungünſtiger Witterung im Saale.
Das Komitee.

Die

Dumont.

Erklärung.
Sander's Rabattmarken

können in allen Geſchäften anſtatt Geld in
Zahlung gegeben werden und werden den geehrten

Geſchäftsinhabern ohne Verluſt in Geld
wieder eingelöſt.

„Das Wunder

Anfang 8 Uhr.

Walhalla Theater,
Direktion: Richard Hubert.

Clänzendes Variété Programm.

z Rieser Truppe.Tyroler Sänger und Schuhplattler.
Harry Hoppkens. der große

Welten Mimiker. Seot Kros,
Original-akrobatiſcher Transforma-
tionsakt. Gänzlich neues Genre.
Freres Kulper, akrobatiſchexzen-
triſche Jnſtrumental Virtuoſen.
Rudo Krönl, japaniſcher Fantaſie-
Jlluſioniſt. Mille. Mary, Meta-
morphose humoristique, feenhafte
Original Lichteffekte. Louise

Tanz Soubrette.
Moritz Heydenm, der hier allge-
mein beliebte Original Geſangs-

Apollo Theater
Direktion: Gustav Poller

am Riebeckplatz, nächſte Nähe des
Hauptbahnhofes.

Der völligueue große Spielplan

The great Kioto,
Allabendlich ſtürmiſcher Erfolg!

Amita Graceiella
mit ihrem brillanten Dreſſurakt von

Papageien und Kakadus.
Ferry u. Perry,rinnen. Einz. in ihrer Art exiſtierend.
Max Larsens Burlesken-Enſemble

3 Damen. 5 Herren
mit den beiden urkom. Burlesken:
„Ein Univerſalmittel“ und

„Die Kompagnie-Mutter“.
Außerd. das übrige Glanzprogramm.

o Bürigertnrhet.,
Arbeiterrecht von Stadthagen Geb. 5.50 Mk.
Bürgerliches Geſetzbuch mit volkstümlichen Erläuterungen.
Führer durch das Bürgerliche Geſetzbuch.Leipziger S erratsprozeß. Prozeß wider Liebknecht, Bebel u. Hepner.

reis 5 Mk.
Das Kapital von Marr.
Liebknechts Fremdwörterbuch.
Corvins Pfaffenſpiegel.
r freien Stunden. I., II., III., IV. und V. Jahrgang, geb.
Neue Zeit. Diverſe Jahrgänge, geb.Die illuſtrierte Welt der Erfindungen von J. G. Vogt. 6 Prachtbände,

à 6.50 Mk., Halbfranz, à 7.50 Mk. und 2 SupplementBände.
Das Werden des Menſchen von Dr. Eckrud. Preis geb. 6 Mk.
Krankheit oder Verbrechen von Dr. G. H. Berndt.
Jlluſtrierte Weltgeſchichte von J. G. Vogt. 6 Prachtbände, à 5.50 Mk.,

Halbfranz, a 6.50 Mk.
Der geſunde und kranke Menſch von Dr. König. Preis 12.50 Mk.
Geſchi modernen Geſellſchaftsklaſſen von Kampffmeyer. Preis

1.50 Mk.Das natürliche Werden der Lebeweſen von Dr. Roller. Preis geb. 3.75 Mk.
Ein Held des Geiſtes und des Schwertes von O. Walſter. Preis 2.50 Mk.

Kraft und Stoff von Dr. Büchner. Preis 6.50 Mk.
Gedanken eines arbeitsloſen Philoſophen. Geb. 1 Mk.
Es werde Licht! Poeſien von Leopold Jacoby.
r der Poeſie von Max Kegel. Preis 3.50 Mk.
Albert Dulks Gedichte. Preis 1.50 Mk.
Gratui atte re und Vorträge zu allen a Gelegenheiten

für die Kinder des Proletariats. Preis 60 Pfg.
Wider m rn ickelhaube von Rud. Krafft, Premierleutnant

a. D. Prei f.Die verſunkene Glocke von Gerhardt Hauptmann. Preis 4.50 Mk.
Schillers Werke. Preis (2 Bände) 4 Mk.
Göthes Werke.
Jbſens Werke u. v. a.Wie r Pfarrer Sozialdemokrat wurde. Eine Rede von Paul Göhre.

rei 0 Pf.Geſchichte der deutſchen Sozialdemokratie von Franz Mehring. Geſamt-
preis 7.20 Mk., in Heften à 20 Pf.

Sammlung geſellſchaftswiſſenſchaftlicher Aufſätze. Herausgeber Ed.
Fuchs. Preis pro Band Mk. 2.50.
Zu haben in der

Volks buchhandlIungſ-

der Equilibriſtik“.

Grotesk Tänze-

Ende geg. 11 Uhr.

Arihur Richard Sander
Grosse Ulrichstrasse 57

Grude-Oefen In er gte
in allen Preislagen v. 5.50 R.

Freitag Schlachtefeſt. an empfiehlt wie Ab tsherigen Prix. Fenster
Hof links part.

Referenzen Bankhaus Calmann, Hamburg.
S Freitag

Joh. Fischer,

Kuttelhof 8 u. Herrenſtr. 11.

Sdelrad- Fahrräder
ürs Polkoblutt

5 nehmen ane on tetBankhaus H. F. Lehmunn, Halle a. S. S hl fe ſt M Stabilität u. Tragfähigkeit. GuSs BI
Geschäftshaus W. Klöpper, Hamburg. J. Ranuse e K. R W Auf Wunſch jed. Maſchine Bitterfeld,
Geschäfts haus C. H. Carstens, Hamburg. Advokatenweg 30. ſie retie Deſſauerſtraße 17.

Heute Donnerstag fr. Wurſt u. Bratwurſt
F. Rermieh. Zeitz, Mittelſtr.

Halbrenner v. 85 Mk. an
bis zu den feinſten Luxus-

Karl Kautsky. Freitag Schlachtefeſt.
Franz Heilmann

Zeitz, Nikolaiſtraße 6.

modellen.llenEdelrad-FahrradRanufaktur Steinau a. O. A. Teuchern.

Fr. Röder,Sozialreform u. soziale Revolution.
Preis 40 Pf.

Am Tage nach der ſozialen Revolution.
Zu beziehen durch Preis 80 f.

Die Volksbuchhandlung, Geiſtſtraße 21.

Naumburg, Richaelisſtraße 16.

Gustav Doering,
Eisleben,

Lindenſtraße 7.
Spiegel, Polſterwaren
kauft man am allerbilligſten

n 5 h e n o n aRNen! Neu!

nur beiSiegmund Rosenberg. Cneodor Atvrocht,

Geiſſtraße 21, 1 Treype. r h
Schellſiſch, Kablian, Seehecht.

Meoeuze Achtung, Zeitz. Fr. RIume, Glauchaerſtr. 2.

saure Gurken e edie ich gen den Vorſtand des A
Seine volkswirtſchaftliche und ſoziale Bedeutung. prima Ware, oſege 2.40 Mk. Herm. Reich, Poſgerſtr. 27. W n

Von Reinhold Riehn. Doktor der Staatswiſſenſchaft. und erkläre, daß meine diesbezüglichenDu V s Karl Lan e, Neue ſaure Gurken Aeußerungen auf Unwahrheit beruhen.

ß Kmſundereiusweſen in Deutſchland

Zu beziehen durch
zuholen.

Fernſpr. 1086. Kl. Ulrichſtraße 26.
Daſelbſt ſind Krautabfälle ab-

Nietleben d. 7. Aug. Ernſt Pilger.
Die gegen die Händlerin Friderike

à Schock 2.25 M. empfiehlt
T. TZürkenbaehDie Volksbuchhandlung

Geiſtſtraße 21.

TDJIIJI QCC XF S G G
Altes Gold, Silber, Ahren, Münzen.

Pfandſcheine u. dgl. kauftPohlmaunn, Goldarb., Pachritzſt. 6, I.

Bringmann ausgeſprochene Beleidi-
ung 4 ich hierdurch zurück und
ieſelbe für eine ehrenhafte Perſon.

na Renneberg.

Fernſprecher 2759.

Eine frdl. Wohnung, 2 St., K., K.
n. Zubeh. 1. Okt. zu verm. Beeſenerſtr. 3.

Verlag und für die Inſerate verantwortlich: Auguſt Groß. Druck der Halleſchen GenoſſenichaftsBuchdruckeret (E. G. m b. H.) Halle a. S.
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Halle a. 5., Freitag den 8. Auguſt 1902. 13. Jahrg.Nr. 183

Barteigenoſſen!
Laut Beſchluß des letzten Parteitags findet der diesjährige

in München ſtatt.
Auf Grund der Beſtimmungen der 88 7, 8 und 9 der Partei-

e beruft die Parteileitung den diesjährigen Partei
ag au

Sonntag, den 14. September, abends 7 Uhr
nach München in das Lokal:

Schwabinger Brauerei, Leopoldſtraße 82,
ein.

Als proviſoriſche Tagesordnung iſt feſtgeſetzt:
Sonntag, 14. September, abends 7 Uhr: Vorverſamm-

lung. Konſtituierung des Parteitags. Feſtſetzung der
Geſchäfts- und Tagesordnung. Wahl der Mandats-
prüfungs- Kommiſſion.
Montag, 15. September, und die folgenden Tage:

1. Geſchäftsbericht des Vorſtandes.
Berichterſtatter: J. Auer und A. Geriſch.

2. Bericht der Kontrolleure.
Berichterſtatter: H. Meiſter.

3. Bericht über die parlamentariſche Thätigkeit.
Berichterſtatter: E. Roſenow.

4. Die bevorſtehende Reichstags-Wahl.
Berichterſtatter: A. Bebel.

5. Arbeiterverſicherung.
Berichterſtatter: H. Molkenbuhr.

6. Kommunalpolitik.
Berichterſtatter: Dr. Lindemann.

7. Maifeier.
Berichterſtatter: R. Fiſcher.

8. Anträge zum Programm und Organiſation.
9. Sonſtige Anträge.
10. Wahl des Vorſtandes und der Kontrolleure.
Parteigenoſſen! Bei der Wichtigkeit der Tagesordnung des

diesjährigen Parteitags wir verweiſen nur auf die Ver-
handlungen über die nächſten allgemeinen Reichstagswahlen

richtet der Parteivorſtand die Aufforderung an Euch, die
Vorbereitungen für den Parteitag alſo die Wahl der
Delegierten wie die Stellung von Anträgen rechtzeitig zu
bewirken.

Die Anträge müſſen ſpäteſtens den 2. September „in den
Händen des Vorſtandes, Adreſſe:

J. Auer, Berlin SW., Kreuzbergſtr. 30,
ſein, wenn ſie entſprechend den Beſtimmungen des 8 8 Abſatz II
der ParteiOrganiſation im Vorwärts veröffentlicht werden und
in die gedruckte Vorlage Aufnahme finden ſollen.

nien. Nachdem nun die Reichstagsmehrheit einmal Zuſchuß
ealigt hat, werden weitere Forderungen nicht auf ſich warten
aſſen.

Für die Kolonialbureaukratie genügen bereits die Räume im
Auswärtigen Amte nicht mehr. Es wurden deshalb die
Grundſtücke Wilhelmſtraße 62 und Mauerſtraße 45/46 zu
Berlin, die der Fürſtin Luiſe von Hohenzollern gehörten, an-
gekauft, um dort die Dienſtgebäude der Kolonialverwaltung
einzurichten. Für dieſen Zweck bewilligte der Reichstag einen
Kaufpreis von 24 Millionen Mark (erſte Rate 1278000 M.).
Von unſerm Redner wurde der Wert der Grundſtücke auf
höchſtens 15 Millionen Mark taxiert und vor dem Kaufe ge-
warnt. Aber die Mehrheit bewilligte in namentlicher Ab-
ſtimmung, unter braver Mitwirkung vor allem des Zentrums,
der Antiſemiten, Nationalliberalen und Freiſinnigen Vereinigung,
die verlangte Summe.

Ebenſo bewilligungsfroh war dieſe Mehrheit bei allen
ſonſtigen Forderungen für die Kolonien. Für eine Tele
graphenlinie von Dar es Salagam nach Tabora bewilligte ſie
einen Zuſchuß von 168 000. M., und aus den Mitteln der
Reichspoſtverwaltung als erſte Rate 300000 M. Dagegen fand
ſie ſich mit allen Klagen über die Zuſtände in den Kolonien
leicht ab. Unſer Fraktionsredner konnte über grauſame Miß-
handlungen von Kameruner Eingeborenen berichten. Solche
als Arbeiter auf Plantagen verwendete Schwarze waren
wegen irgend welcher Vergehen gepfählt, ihre Hände mit
Spiritus begoſſen und dieſer darauf angezündet worden.
Dieſe Dinge konnte der Kolonialdirektor nicht beſtreiten; er
verwies nur darauf, daß die betreffenden Kaufleute beſtraft
worden ſeien. Die Thatſache aber, daß ſolche Grauſamkeiten
ſeitens der Europäer ſich immer wieder ereignen, zeigt doch am
beſten, von welcher Art die „Kultur“ iſt, die die Europäer dort
drüben verbreiten.

Andrerſeits verſtehen ſich die Eingeborenen andrer Kolonien,
ſo z. B. Samoags, darauf, den deutſchen Geldbeutel auszu-
nutzen, als ob ſie waſchechte oſtelbiſche Agrarier wären. So
klagte die Regierung ſelbſt über die Begehrlichkeit der Häupt-
linge, die für die Erhebung der Kopfſteuern Gehälter ver-
langen und Liebesgaben und Geſchenke“ haben wollen.
(Gouverneur Dr. Solf.)

Auch an der aſiatiſchen Küſte wird der Boden von Kiautſchou
bearbeitet mit immer erneuten und vergrößerten Millionen-
opfern aus den Taſchen der deutſchen Steuerzahler. Dabei iſt
eine dauernde militäriſche Beſatzung nötig, um Deutfchland
den „koſtbaren“ Beſitz zu erhalten.

Die Fraktion hatte daher auch gegenüber der Kolonial-
politik auf ihrem alten Standpunkte verharrt: dieſer kapita-
liſtiſchmilitariſtiſchen Koloniſation keinen Mann und keinen
Groſchen.

Die Zölle und Verbrauchsſteuern erreichen für das Rech-
nungsjahr 1902 folgenden Betrag:

ZölleTabak ſteuer
uckerſteuer

483 651 000 M.
12 108 000

114897 000

W d jj

Herr v. Podbielski, die Hoffnung der Junker, iſt in das preußiſche
Landwirtſchafts Miniſterium übergeſiedelt, ſo daß der Reichtag
mit ihm nur noch hier und da als urwüchſigem Anwalt junker
licher Jntereſſen zu thun bekommt. Dem neuen Poſtminiſter
Ja Kraetke kam der Reichstag nicht unfreundlich entgegen.
Im Gegenſatz zu ſeinem temperamentvollen Vorgänger bietet
er vorläufig wenig Angriffspunkte, da man noch nicht weiß, wie
ſich unter ihm die Reichspoſt entwickeln wird, der Miniſter aber
das Beſtreben zeigt, beklagte Mißſtände nach Möglichkeit abzu-
ſtellen. Unſre Fraktion forderte Erhöhung der Gehälter der
Unterbeamten und Maßnahmen gegen ihr Wohnungselend. Sie
wandte ſich in ihrer Kritik der Poſtbehörden gegen vorge-
kommene Fälle von Unterdrückung des Petitionsrechtes der
Beamten, gegen dienſtliche Ueberlaſtung von Unterbeamten.
Ein Redner übte an der Portofreiheit, welche fürſtlichen Per
ſönlichkeiten gewährt wird, Kritik und es wurde feſtgeſtellt, daß
von den Höfen auch für deren Telephongeſpräche keine Gebühren
erhoben würden.

Das Reichs-Eiſenbahnamt iſt im Grunde nichts als eine
beſondere Abteilung des preußiſchen Eiſenbahnminiſteriums. Der
Geiſt desſelben ſchwebt auch über den Maßnahmen des Reichs-
Eiſenbahnamts.. Die Ueberſchußwirtſchaft des preußiſchen Eiſen-
bahnminiſters duldet im Reiche ebenſo wenig die Durchführung
der dringend notwendigen Tarifreform wie in Preußen. Der
Präſident des ReichsEiſenbahnamts ließ ſich auf eine Erörte-
rung über die Tarifreform nicht ein und die von unſrer Seite
erhobenen wohlbegründeten Klagen über die Eiſenbahnunfälle.
beantwortete er mit dem Troſt, daß ja die Zahl dieſer Unfälle
nicht zugenommen habe, denn nicht auf die Zahl der verletzten
Perſonen komme es an, ſondern auf die Zahl der Unfälle an
ſich. Natürlich wandte ſich hiergegen unſer Fraktionsredner,
wie wir durch ihn auch wiederum energiſch die Verbilligung der
Tarife verlangten, gerade im Intereſſe der Arbeiterklaſſe, deren
ſoziale Lage dadurch ganz weſentlich gebeſſert wird, daß man
es ihr möglich macht, den Aufenthaltsort raſch und billig zu
wechſeln. Während das ausbeuteriſche Junkertum durch hohe
Tarife es den Arbeitern möglichſt erſchweren will, der Knute
des Junkers zu entfliehen und über die „Eiſenbahnvagabundage“
Klage führt, ſind wir der Anſicht, daß unſre Bevölkerung viel
zu ſeßhaft iſt und eine durch billige Eiſenbahntarife herbei-
geführte größere Beweglichkeit derſelben von beſſerndem Einfluß
auf die Lohn- und Arbeitsbedingungen ſein wird. Unſre Fraktion
wird deshalb, ſoweit hierzu der Reichstag überhaupt im ſtande
iſt, ſtets hinwirken auf volkstümliche Reformen im Eiſenbahn
weſen und Bruch mit der kagpitaliſtiſchen Ueberſchußwirtſchaft.

Geſetzentwürfe-
Der Entwurf eines Geſetzes zur Abänderung der Strandungs-

ordnung giebt der Behörde das Recht, die Beſeitigung der im
Fahrwaſſer, auf der Reede oder im Hafen hilflos treibenden
Wracks oder ſonſtiger auf den Grund geſunkener Gegenſtände
zu veranlaſſen. Sobald die Behörde eingeſchritten iſt, darf
ohne Genehmigung derſelben niemand mehr etwas vom Wrack
weg ſchaffen. Zur Koſtendeckung der Beſeitigung kann die Be-

Anträge von einzelnen Parteigenoſſen bedürfen der Gegen- Salzſteuer 49 320 000 hörde Die beſeitigten Gegenſtände öffentlich verkaufen, ſo weit
zeichnung der Vertrauensperſon oder des Vorſtandes der ört- Branntweitſtener g e a De bhee e Ahh Wurde Der n tm c brcheeee

a 3 ff j a) Mai ottichſteuer 16 863 000 arten P diV Beraeng gen e n falls ſie zur Veröffentlichung p) Verbragaadoabe Debatten rief die Seemannsordnung hervor. Bei dieſer Geſetzes
r n Partelbag komwmen, werden er und Zuſchlag 110 592 000 materie ſtanden ſich die Jntereſſen der Reeder und der See

ſucht, von ihrer Delegation dem Vorſtande und dem Lokal- 127 455 000 leute ſcharf gegenüber. Man kennt die Praktiken unſrer Reeder,
777 S rauſteuer u. Uebergangsabgabe vom Bier 31580000 die ſich oft durch das ſchwierigſte Leuteſchinden zu Millionärenkomitee rechtzeitig Mitteilung zu machen, damit ihnen die Vor- Kge Abſindungen Lußerhals See herauf „arbeiten“. Vor der Ausbeutung des Schiffekapitals

lagen und ev. weitere Mitteilungen zugeſandt werden können. Zollgrenze liegenden Reichsgebiete) 72 690 die Seeleute nach Möglichkeit zu ſchützen, erachteten wir als unſre
Die Adreſſe des Lokalkomitees lautet:

Ludwig Pickelmann, München, Sendlingerſtr. 20.
Mandatsformulare ſind durch das VParteibureau

J. Auer, Berlin SW., Kreuzbergſtr. 30,
zu beziehen.

Die Genoſſen, die Anträge einreichen, werden darauf auf-
merkſam gemacht, daß etwaige den Anträgen beigegebene Mo-
tive weder im Vorwärts noch in der den Delegierten zugehen-
den Vorlage Aufnahme finden können. Es ſteht den Genoſſen
das Recht zu, ihre Anträge ſelbſt oder durch befreundete Ge-
noſſen auf dem Parteitag mündlich zu begründen. Ein Ab-
druck der Motive verbietet ſich aber aus räumlichen Gründen
und um Wiederholungen zu vermeiden.

Berlin, 28. Juli 1902.
Mit ſozialdemokratiſchem Gruß

Der Parteivorſtand.

Wericht
über die parlamentariſche Thätigkeit der ſozialdemo-

kratiſchen Reichstagsfraktion.

Der Kolonial-Etat erfordert in dieſem Jahre bei einer Ge-
ſamtſumme der Einnahmen und Ausgaben von 37 402 496 Mk.
einen Reichszuſchuß aus den Taſchen der Steuerzahler von
28 961 600 Mk. Jm Etat für 1902 betragen die

Jnsgeſamt 819083 690 M.
Dieſe Zölle und Verbrauchsabgaben ruhen als ſchwere Laſt

auf den Schultern der breiten Volksmaſſen. Sie verteuern den
Lebensunterhalt und tragen mit bei zur Verelendung der Ar-
beiterfamilien. Sie verteuern die weſentlichſten Lebensmittel
und Bedarfsartikel in folgender Weiſe:

1 Kilogramm Brot mit 4 Pfg., 1 Kilogramm Fleiſch mit
15 Pf., 1 Kilogramm Schmalz mit 10 Pf., 1 Kilogramm Speck
mit 20 Pf., 1 Kilogramm Reis mit 4 Pf., 1 Kilogramm Salz
mit 12 Pf., 1 Kilogramm Zucker mit 20 Pf., 1 Kilogramm Kaffee
mit 40 Pf., 1 Kilogramm Gewürz mit 50 Pf., 1 Kilogramm
deutſchen Tabak mit 22 Pf., 1 Kilogramm ausländiſchen Tabak
mit 85 Pf., 1 Zigarre von ausländiſchem Tabak mit 1 Pf.,
1 Hering (je nach Größe) mit -1 Pf., 1 Liter Bier mit 1 Pf.,
1 Liter Branntwein mit 28 Pf., 1 Liter Petroleum mit 6 Pf.

Die unerſättliche Habgier der herrſchenden Klaſſen ſtrebt jetzt
durch die Hinauftreibung der Zölle nach einer noch höheren
Belaſtung unſrer notwendigſten Lebensmittel. Dagegen richtete
ſich der Kampf unſrer Fraktion, von welchem zumal die Zoll-
tarifDebatten Zeugnis ablegen.

Die ungeheuren Opfer, die, trotz der ſchlechten Finanzlage,
Deutſchland für Militarismus und Marinismus aufbringt, be-
wirken, daß Jahr für Jahr neue Anleihen aufgenommen werden
und damit die Summe der Reichsſchulden ſich in beſtändiger
Steigerung beſindet. Sie betrug 1880: 387 Millionen Mark,
1890: 1241 Millionen Mark, 1900: 2418 Millionen Mark,
1902: 2515 Millionen Mark. Zu ihrer Verzinfung er-
forderte dieſe Reichs-Schuldſumme 1881: 11 Millionen Mark,
1891: 55 Millionen Mark. 1902: 93,6 Millionen Mark.

beſondere Pflicht. Die Seemanusordnung und die mit ihr
zuſammenhängenden Geſetze: Verpflichtung der Kauffahrtei-
ſchiffe zur Mitnahme heimzuſchaffender Seeleute, Stellen
vermittelung für Schiffsleute, Abänderung ſeerechtlicher
Vorſchriften des Handels-Geſetzbuches, war bereits in der
vorigen Seſſion in Kommiſſionsberatung geweſen. Jn dieſer
Seſſion war ſie wieder vorgelegt worden, ohne daß die Re
gierung von den damaligen Kommiſſionsbeſchlüſſen Notiz ge
nommen hätte. Die Geſetzentwürfe blieben auch den vorigen
Sommer wieder in der Kommiſſion ſtecken und wurden erſt in
dieſem Winter aufgearbeitet. Unter unſern Gegnern waren in
erſter Linie die Nationalliberalen die wildeſten Anwalte des
ReederJntereſſes.

Man ſah bei dieſer Gel h wieder einmal, daß all das
wirtſchaftlich Freiheitliche“ beim Nationalliberalismus nur grobe

Tünche iſt und, ſobald es ſich um die Niederdrückung der Ar
beiter handelt, der richtige Nationalliberale auch in wirtſchaft
licher Hinſicht den rückſtändigſten Junker übertrumpft. Jmmer,
wenn wir den Seeleuten gegenüber dem ausbeutenden Reeder
den Schutz des Rechts an die Hand geben wollten, ſchrien die
Nationalliberalen über den Bruch der Disziplin und verkündeten
den Untergang der Reederei. Aber unſere Redner nahmen kein
Blatt vor den Mund. Sie ſchilderten die Ausplünderung der
Arbeitskraft der Seeleute, ihre oft ſchändliche Behandlung, ihreRechtloſigkeit gegenüber den Kapitänen, die den reſt der

Reeder immer vor Augen haben. Zahlreiche Einzelfälle führten
unſere Redner zur Unterſtützung ihrer Forderungen an. Von
unſerer Fraktion wurde beantragt, bei der Beſetzung der See-
mannsämter in allen Fällen einen der Schöffen aus dem Kreiſe
der ſeebefahrenen Schiffsleute zu nehmen, gleichzeitig Oeffent-Einnahmen und der Bei der Beratung des Reichs Juſtizetats brachte unſere lichkeit und Mündlichkeit der Verhandlung und Diätengahlung

Ausgaben Reichszuſchuß Fraktion unter anderem den Fall Bredenbeck zur Sprache. Die Urſprüngli hatte das Zentrum
für das oſtafrikaniſche Schutz- Behandlung unſeres Genoſſen, der, als Redakteur unſeres Dort- an die Schöffen hege

dieſen Antrag unterſtützt, das Geſchrei der Reeder und das Ab-
gebiet 8051 496 Mk. 4865 200 Mk. munder Parteiorgans, gefeſſelt durch die Straßen Dortmunds winken der Regierung veranlaßte aber einen beim Zentrum üb-

Kamerun 4 236 600 2205 100 transportiert wurde, ein Vorgang, den ſeine tief erſchütterten lichen Umfall, und wir blieben in der Minderheit. Unſer Ver-
Togo 1 650000 1015000 Angehörigen, ſeine Mutter. ſeine Frau, ſeine Brüder mit an ſuch, an auswärtigen Hafenplätzen den Konſul, wenn er Mit-
das ſüdweſtafrikaniſche ſehen mußten, hat die Aufmerkſamkeit der weiteſten Oeffentlich- inhaber der Reederei iſt, prinzipiell auszuſchließen, mißlang,

Schutzgebiet 9458 000 7634 900 keit wiederum auf die Art gelenkt, wie Polizei und Puitiz in dagegen ſetzten wir bei einem anderen Paragraphen die Ver-NeuGuinea 822000 722 390 Deutſchland mit Schriftſtellern und Redakteuren verfahren, die beſſerung durch, daß die Anweſenheit der gewerbsmäßigen
die Karolinen-, Palau-Jn- irgend eines Preßvergehens ſchuldig ſind. Unſere Fraktion be Stellenvermittler, der „Landhaie“, als Vertreter der Reederei

ſeln und Mariannen 388 100 305 900 nutzte das Vorkommnis zur Geißelung des gang Sytems. bei der Muſterung ausdrücklich verboten wurde. Weiter ver
Samoa 441 400 170 400 Jhr Redner hielt demgegenüber die rückſichtsvolle Behandlung, ſuchten wir in das Geſetz, in die notwendigen Angaben des

12 404 000 12 044 000
Summa 37 402 496 Mk. 28961 600 Mk.

Beſſer als lange Ausführungen zeigen dieſe Zahlen die Wert
loſigkeit unſres kolonialen Beſitzes, der ſich nicht durch ſeine
eignen wirtſchaftlichen Hilfskräfte, ſondern nur durch die Zu-
wendungen aus den Taſchen der deutſchen Steuerzahler erhält.
Die Kolonialpolitik, die Begleiterſcheinung der Marine und
Weltpolitik, iſt eine Laſt für das Volk, aber ein gutes Geſchäft
für die herrſchenden Klaſſen. Der Reichszuſchuß ſichert Reedern
und Großkaufleuten profitable Lieferungen und Leiſtungen aller
Art. Dabei riskieren ſie keinen Pfennig. Jm umgekehrten
Verhältnis zu dem „patriotiſchen“ Eifer, mit welchem die Mehr-
heitsparteien die Reichszuſchüſſe bald „im Jntereſſe der Miſſio-
nen,“ bald „im Intereſſe der wirtſchaftlichen Erſchließung unſrer
Schutzgebiete“ verlangen, ſteht die weiſe Vorſicht, mit welcher
die „patriotiſchen“ Kapitaliſten ſich hüten, auch nur einen ver-
dammten Heller aus eigner Taſche in den Kolonien anzulegen.

Auf die Länge der Zeit bewirkt der Beſitz der Kolonien das
Heranwachſen einer beſonderen Kolonialbureaukratie, die dem
deutſchen Steuerzahler ebenſo koſtſpielig zu werden verſpricht
wie der Kolonial-Militarismus. Für die Kolonien iſt die
Reichstagsmajorität außerordentlich gei Hat ſie in dieſem
Jahre doch ſogar einer „Auskunftsſtelle für Auswanderer“,
deren Verwaltung ſich in den Händen der privaten und noch
dazu parteipolitiſchen „Deutſchen Lolonialgeſellſchaft befindet,
30000 Mk. erſtmalig bewilligt. Dieſe Auskunftsſtelle iſt ein
Werbeburegau für die Auswanderung in die afrikaniſchen Kolo-

Kiautſchou die dem Prinzen Arenberg zu teil geworden war, und verlangte,
daß endlich einmal in der Behandlung aller politiſchen Ge-
fangenen eine Aenderung eintrete. Weiter erſtreckte ſich unſere
Kritik auf die bekannte Anwendung des Erpreſſungsparagraphen
auf die Gewerkſchaften, ſie verlangte den Schutz des Koalitions-
rechts und eine zeitgemäße Reviſion des Strafgeſetzbuchs. Der
Staatsſekretär im Reichsjuſtizamt erwiderte darauf in der bei
ihm gewohnten Weiſe. Die einzelnen vorgebrachten Beſchwerden
gehen ihn nichts an, da ſie in die Reſſorts der Miniſter einzelner
Bundesſtaaten gehören. Die Notwendigkeit der Reform des
Strafvollzogs iſt ſchon ſeit 20 Jahren bekannt. Aber dieſe
Reform iſt zu ſchwierig, um von heute auf morgen erledigt zu
werden. ie Feſſelung Bredenbecks haben die zuſtändigen
Jnſtanzen nicht für richtig gehalten, und es ſteht zu hoffen, daß
ſich Gleiches nicht wieder ereignen wird uſw. Weniger dieſes
Verhalten der Reichsregierung als das Verhalten der bürger-
lichen Parteien trägt die Schuld an ſolchen Vorkommniſſen, wie
es die Behandlung unſerer Redakteure iſt. Mit ein paar matten
Redensarten gingen die bürgerlichen Parteien darüber hinweg,
und die Nationalliberalen brachten es ſogar fertig, über die an
geblich zu geringe Beſtrafung der Beleidigungen zu lamentieren.
Dies Verhalten der bürgerlichen Parteien wurde von unſeren
Rednern gebührend gegeißelt und darauf verwieſen, daß wir
die Reform des Strafvollzugs längſt hätten, wenn nur der
Reichstag ſie mit der nötigen Energie fordere.

An der Spitze der Reichspoſt und TelegraphenVer-
waltung ſtand in dieſem Jahre als neuer Leiter Herr Kraetke.

Heuervertrags auch die Zeit des Dienſtantritts, die er der
auf den Schiffen beſchäftigten ſeebefahrenen Mannſchaften und
die Höhe des Ueberſtundenlohnes einzuführen. Doch wurden
wir niedergeſtimmt.

Die Mehrheit ließ auch die Beſtimmung ſtehen, wonach der
Schiffsmann, der ohne genügende Entſchuldigung dem Antrittoder der Fortſetzung des Dienſtverhältniſſes ſich entzieht, von

der Polizei zwangsweiſe und noch dazu auf ſeine Koſten an
Bord gebracht werden kann. Jn Bezug auf Urlaubsbewilligungwurden nicht nur unſere Verbeſſerungsanträge abgelehnt ſondern

es wurde ſogar eine konſervative r die die Ab
hängigkeit des Seemanns vom Kapitän noch erhöht, in das Ge-
ſetz hineingebracht. Bei den Paragraphen, welche die Arbeits-
zeit auf den Schiffen im Hafen und auf offener See, im ge-
mäßigten Klima und in den Tropen ſowie die Sonntagsruhe
und die Entſchädigung für Ueberſtunden behandeln, erwarben
ſich die Reichsparteiler große Verdienſte um den höchſten Reeder-
profit. Unter ihrer Führung lief die Mehrheit ſogar Sturm

egen die Kommiſſionsbeſchlüſſe und ſetzte durch, daß die acht-
tündige Arbeitszeit in den Tropen für die Stewards und die
Arbeiter im Aufſichtsdienſt nicht gilt. Auch die Srzqmlung der
Ueberſtunden wurde dieſen Arbeitern geſtrichen. Jn der Mehr
heit ſtand auch die Freiſinnige Vereinigung mit. Jhr Führer
war Herr Freſe. Die Art und Weiſe, wie uns die Mehrheit
niederſtimmte, wurde ſchließlich ſo arg, daß unſere Rednermit Heftigkeit dagegen auflehnten und das Reedertum ſchonungs

los angriffen. Die Nationalliberalen antworteten darauf mit

re



ein Bee der
lich daß ein neterntereſſes ſein müſſe, obgleich er von

rbeitern gewählt iſt. ir zeigten den Herren indeſſen daß
s Jntereſſe der Wähler und das Intereſſe der ausbeuteriſchen
eeder zweierlei iſt und behandelten im übrigen ihre Wut mit

dem gebührenden Spott.
Die Regelung der Fürſorge für den erkrankten und verletzten

nn gelang es uns durch unſere Anregungen wenigſtens
etwas zu beſſern. Ebenſo gelang es uns, bei der Regelung des

n in t für Angehörige der Seeleutereſte en durchzuſetzen. Dagegen zeigte ſich wieder die
anze Rückſtändigkeit der Mehrheit als das Koalitionsverbotet kam. Hier fanden die Reeder vortreffliche Anwalte
n den Konſervativen, die das Koalitionsrecht, welches ihnen ein

Scheuel und Greuel iſt, Jl heftigſte bekämpften. Es koſtete
uns alle Mühe, im Geſetz den Ausdruck, der vom „Entlaufen“
es Seemanns wie vom Entlaufen eines undes ſprach,
enigſtens in „Entweichen“ umzuändern. Schließlich wurde

auch noch unſer Verlangen, bei Lohnſtreitigkeiten für die See-
leute die Gewerbegerichte zur Jnſtanz zu machen, mit großer

trüſtung abgelehnt, wobei es noch (in zweiter Leſung) eine
ewerbegerichts-Debatte gab, in welcher ſich deutlich die ganze

Feindſeligkeit der Regierung und aller bürgerlichen Parteien
zie das „Laienelement“ in der Rechtſprechung zeigte, welches
ie Mitwirkung der Arbeiter in den Gewerbegerichteu darſtellt.
Angeſichts der geringfügigen Verbeſſerungen, die die Vorlage

brachte, vor allem aber der Art, in welcher die Mehrheit unſre
wichtigſten Anträge niederſtimmte, votierte unſre Fraktion in der
Schlußabſtimmung gegen das Geſetz mit Nein.

Die Begleitgeſetze riefen keine bemerkenswerte Debatte hervor.
Das Geſetz vom 27. Dezember 1872, welches die Kauffahrer ver
flichtet, J Seeleute mitzunehmen, wurde in ver-
chiedener Hinſicht gebeſſert oder geändert. Dieſer Aenderungen

halber erhielt das 9 auch einen andern Titel:,hilfsbedürftige“
wurde in ananſcha ende“ Seeleute umgeſchrieben. Neu iſt
an dem Geſetze u. a., daß die Kauffahrer verpflichtet ſind, auch
Sträflinge mit heimzunehmen. Es iſt dies inſofern eine Beſſe-
rung, als früher ihrer Ueberführung zur Aburteilung in Deutſch-aus harrende Seeleute oft lange Zeit in fremdländiſchen Ge-
ängniſſen als Unterſuchungsgefangene hocken konnten, wenn die
nach Deutſchland zurückkehrenden Kauffahrer ſich weigerten, ſie
mitzunehmen. Jn dem Geſetz betreffend Stellenvermittelung
iſt der weittragendſte Paragraph derjenige, welcher den Reeder
zur Zahlung der Hälfte der Stellenvermittelungs-Gebühr ver-
pflichtet. Es wird damit dem Unweſen der Heuerbaſe wirkſam
entgegengearbeitet werden, denn ſobald die Reeder die Hälfte
der Gebühren bezahlen müſſen, werden ſie im Jntereſſe des
eignen Geldbeutels eine billige Stellenvermittelung ſchaffen
und ſo der Ausbeutung der Seeleute durch die Heuerbaſe entgegenwirken. Endlich hat die Aenderung der SeemannsOrd-
nung Abänderungen der ſeerechtlichen Vorſchriften des Handels
geſetzbuches notwendig gemacht.

Der Reichstag nahm am Schluſſe der Seemannsdebatte eine
Reſolution an, welche die verbündeten Regierungen erſucht, dem

eichstage mit thunlichſter Beſchleunigung und unter Berück-
ichtigung der praktiſchen Erfahrungen der Handelsmarine über

Tiefgang und Ladelinie einen Geſetzentwurf vorzulegen, durch
welchen die Frage einer behördlichen Aufſicht über denen
keit, Tiefgang, Bemannung und Verproviantierung von Kau
fahrteiſchiffen geregelt, für Abſtellung etwaiger Mängel Sorge
getragen und zu dieſem Zwecke eine der Oberaufſicht des Reichsunterſtehende Inſtang beſtimmt wird. Wir ſtimmten für dieſe
Reſolution, weil ſie dem Zuſtande ein Ende machen will, daß
manche Reeder „den Kaſten vollpacken bis zum Erſaufen“, wie
der Ausſpruch eines Reeders lautete, der in der Debatte an-
geführt wurde. Unſer Redner zeigte an der rer Zahl
der verſchollenen Schiffe, wie notwendig es ſei, hier geſetzlich
Remedur zu ſchaffen.

Eine wichtige ſozialpolitiſche Materie, welche den Reichstag in
dieſer Tagung beſchäftigte war die Regelung der Kinder
arbeit in wer Betrieben. Infolge des Verbotsder gewerblichen Beſchäftigung von Kindern in Fabriken wardie Sinderausbeutung in der

ausinduſtrie bedeutend geſtiegen.
Die Unternehmer ſchlugen dem Geſetz ein Schnippchen, indem
ſie die Arbeiten, welche bisher Kinderhände in der Fabrik be-
ſorgt hatten, an die Hausinduſtrie gaben und durch Hunger-
iöhne die Eltern zwangen, ihre Kinder bei der Arbeit mit an

Sie machten dabei überdies noch ein Profitchen,
indem ſie einen Teil der Produktionskoſten, die ſie bei der
Fabrik Kinderarbeit hatten, auf den Hausinduſtriellen ab-
wälzten. So ſtieg die Kinderausbeutung in der Hausinduſtrie,
und mit brennenden Augen und blutendem Herzen müſſen die
Proletariereltern zuſehen, wie ihre Kinder frühzeitig bei un-
mäßiger Erwerbsarbeit ihre Geſundheit ruinieren, während
für die Kinder der Reichen Frühling und Sonnenſchein lachen.
Zu dieſer hausinduſtriellen Thätigkeit geſellt ſich die Erwerbs-
arbeit der Kinder in der Landwirtſchaft, in häuslichen Dienſt-
leiſtungen, im Handels und Verkehrsgewerbe, in Gaſtwirt-

aften, als Austräger und Ausläufer. Die gewerbliche
Kinderarbeit iſt eines der düſterſten Bilder des ſozialen
Elends des Proletariats. Die Reichsſtatiſtik von 1900 ſtellte
532 283 Kinder in noch nicht oder noch ſchulpflichtigem Alter
feſt, welche außerhalb der Fabriken und außerhalb Landwirt-
ſchaft und Hausinduſtrie thätig waren. Thatſächlich iſt dies
nur die unterſte Grenze. Jn einer großen Anzahl Bundes-
ſtaaten ſind nur eine Anzahl Betriebe zur Enquete heraus-

egriffen, die übrigen nur abgeſchätzt worden. 1895 ergab die
erufszählung der in einem Hauptberuf gewerblich thätigen

Kinder bereits eine weit höhere Zahl und man wird die that-
ſächlichen s ziemlich genau treffen, wenn man heute
die inf gewerblichen Betrieben thätigen Kinder auf eine Million,
die in Landwirtſchaft und Hausinduſtrie thätigen Kinder mit
zwei Millionen abſchätzt.

Gegenüber dieſen Zuſtänden bedeutet der Geſetzentwurf nur
eine ſchwächliche Halbheit. Er verbietet die Kinderarbeit über-
haupt bei Bauten, Ziegeleien, Brüchen und Gruben, beim
Steineklopfen ſowie in Werkſtätten zur Herſtellung von Schiefer-
waren, Steinarbeiten, in Töpfer, Kälkbrenner, Spiegelbeleg-,
Glasbläſer-, Blei- und ZinnSpielwaren, Metallgießerei,
Schleiferei-, Gürtler- und Bronzier-, Feilenhauerei, Queckſilber-
arbeit, Feuerwerks und di Jerkſtätten, Abdeckereien,
Färberei-, Lumpenſortier-, Gummi-, Guttapercha und Kautſchuk-
waren, PolſterwarenWerkſtätten, in RoßhaarSpinnereien,
Werkſtätten der PerlmutterVerarbeitung, in der Bürſten- und
Pinſelmacherei, Fleiſchereien, HaſenhaarWäſchexeien, Bettfedern-
Reinigung, Maler- und Anſtreicher Werkſtätten, chemiſchen
Waſchanſtalten. Jn allen übrigen Werkſtätten, ſowie im Handels u.
Verkehrsgewerbe wird die Beſchäftigung v. Kindern unter 12 Jahren
verboten. Die Beſchäftigung von Kindern über zwölf Jahren
wird auf täglich drei Stunden und in den Schulferien auf vier
Stunden beſchränkt, darf nicht über 8 Uhr abends dauern und
vor dem Vormittagsunterrichte nicht beginnen. Bei theatraliſchen
Aufführungen und Schauſtellungen dürfen Kinder unter zwölf

ren, ſofern nicht das höhere Intereſſe der Kunſt und Wiſſen-
chaft vorwaltet, nicht beſchäftigt werden, mehr als zwölfjährige
dinder nur bis 9 Uhr abends. Jn Gaſt und Schankwirt-

ſchaften iſt die Beſchäftigung von Kindern unter zwölf Jahren
verboten, die Beſchäftigung von Kindern über zwölf Jahren mit
der Einſchränkung, daß Mädchen nicht zur Dedrengng Jer Gäſte
verwendet werden dürfen. Beim Austragen und bei Boten-
gängen erlaubt der Geſetzentwurf die Kinderarbeit bereits vom
zehnten Lebensjahre ab und giebt überdies der unteren Ver-
waltungsbehörde für die erſten fünf Jahre das Recht, zu ge-
ſtatten, daß die Arbeit 12jähriger Kinder hier bereits von
s Uhr morgens an eine Stunde n dauern darf. Der
Geſetzentwurf verbietet weiter, mit Einſchränkungen die
Sonntagsarbeit der Kinder und unterſagt die Beſchäſtigung
eigner Kinder für alle die Betriebe, in denen auch fremde Kinder
nicht bachtet werden dürfen. Geſetz geſchaffen

o iſt hier wieder ein paragraphenreichest geſweil die Meihe Schader nicht den Mut findet, benveg
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ie Gegner waren mit dem Geſetze höchlichſt zufrieden und

ſangen Lobeshymnen auf die Thatkraft der Regierung Nament-
lich die Junker ſchmunzelten, weil der landwirtſchaftlichen Aus
beutung der Kinder in keiner Weiſe entgegen getreten wird unddie Junker ſamt die billige Kinderarbeit auch fernerhin behalten

werden. Jhre Anſchauungen über Sozialpolitik faßte ihr Red
ner in den höchſt kennzeichnenden e zu ammen: „Nur wenn
der Zolltarif das Geld im Lande hält, kann man an eine
Sozialreform denken Unſere Redner ſchilderten demgegen-
über die gegenwärtig herrſchenden ſchlimmen Zuſtände, vor allem
auch die Ausbeutung der Kinder auf dem Lande durch die
Rübenjunker. Graf Poſadowsky aber nannte das Rübenver-
iehen eine verhältnismäßig leichte Arbeit, und bezüglich der
ütekinder verwies er ſchwärmeriſch auf die poetiſche Rolle,

welche der in der Dichtung ſpielt. Jhm ſprangen
die bürgerlichen Vertreter in ihrer Geſamtheit bei, Junker,
s lſäſſer, Zentrumsleute, und den Vogel ſchoß Herr

töcker ab, der ſalbungsvoll die Freuden der Kinder beim
Kartoffelausmachen ne

Der Geſetzentwurf wurde ſchließlich an eine Kommiſſion ver
wieſen und wird im Herbft zur zweiten Beratung gelangen.

Bei dem Geſetzentwurf, der die geſchäftliche Behandlung
des Zolltarifes regelt, mußte die Regierung ſchweren Herzens
mit ihrem Grundſatze: keine Diäten für den Reichstag, brechen.
Beſtimmend hierfür war, daß et die Unmöglichkeit heraus-
ſtellte, die Kommiſſionsberatung des Zolltarifs bis zur Reichs
tagsvertagung fertigzuſtellen. Um die Kommiſſion über den
Sommer zuſammenzuhalten, wollte die Regierung jedem Mit-
gliede derſelben einen Betrag von feſt 2400 Mk. in Summa
67200 Mk., bewilligen. Unſere Fraktion e die Gelegen-
heit, die ganze Frage der Diätenloſigkeit des Reichstags aufs

neue aufzurollen. eUnſer Redner erklärte aber, daß unſre Fraktion der Diäten-
frage mit wie Gemütsruhe gegenüberſtehe, da die Diäten-loſigkeit unſer Vachstum in keiner Weiſe verhindert habe. Es

falle uns auch jetzt gar nicht ein, das Zuſtandekommen eines
Geſetzes, welches dem Volke die wichtigſten Lebensmittel ver-
teuere, durch Diäten zu fördern. Habe doch auch die Kommiſſionfür das Bürgerliche Geſebbnch, die 1898 er GewerbeOrdnungs-

Kommiſſion monatelang außerhalb der Tagung des Reichstages
geſeſſen, ohne Entſchädigung zu bekommen. Wenn nun die
Vorlage ohne unſren Willen Geſetz werden ſollte, ſo würden
wir die auf unſre Fraktionsmitglieder entfallenden Kommiſſions-
diäten unſrer Parteikaſſe zuführen, um damit eine energiſchere
Bekämpfung der Zolltarifvorlage zu betreiben. Dieſe Erklärung
war den Gegnern begreiflicherweiſe ſo unangenehm wie irgend
möglich. Jhre brennende Sehnſucht, den Zolltarif zu fördern,
ließ ſie aber auch den unfreiwilligen Beitrag an unſre Partei-
kaſſe mit in den Kauf nehmen. Sie nahmen die Diäten, mit
der Geſamtherabſetzung auf 56000 Mk. und für das Kom-
miſſionsmitglied 2000 Mk., an. Wir haben anſtatt deſſen all-
gemeine Tagegelder für die Abgeordneten überhaupt verlangt;
der Antrag wurde in namentlicher e abgelehnt, ebenſounſer Eventualantrag, den Kommiſſionsmitgliedern 20 Mk. An-
weſenheitsgelder pro Tag zu n.

Die Diäten an ſich haben bis jetzt die Thätigkeit der Zoll-
kommiſſion auch um keinen Schritt zu fördern vermocht.

Der fliegende Gerichtsſtand der Preſſe war ein ſeit
langen Jahren vorhandener Uebelſtand, unter dem zumal unſre
Parteipreſſe zu leiden hatte. Es war vorgekommen, daß die
Redakteure unſrer Blätter an Orten, wo nur einige Exemplare
der Zeitung verabreicht worden waren, auf das Verlangen eines
Staatsanwaltes, eines Unternehmers oder ſonſt weſſen vor Ge
richt gezogen wurden, indem man dieſen Verbreitungsort als
den Ort der That annahm. Die zahlloſen Unzuträglichkeiten,
die ſich daraus ergaben, ſind ſo oft beklagt worden, daß man
ſie hier nicht erſt zu ſchildern braucht. Gegenüber den Klagen
hatte die Regierung ſtets geſagt, daß man vor der allgemeinen
Reviſion der StrafprozeßOrdnung einzelne Materien aus dieſer
nicht herausgreifen dürfe. Nachdem ſie ſich dann aber von der
Harmloſigkeit der Reform überzeugt hatte, kam ſie mit einem Ge
ſetzentwurf, der den in Frage kommenden 87 der Strafprozeß-
Ordnung dergeſtalt abänderte, daß für die periodiſchen Druck-
ſchriften dasjenige Gericht als zuſtändig gilt, in r Bezirk
die Druckſchrift erſchienen iſt. Es wurde aber ſofort wieder
eine Durchlöcherung geſchaffen durch die weitere Beſtimmung,
daß für die Verfolgung von Beleidigungen im Wege der Privat
klage auch der Verbreitungsort zuſtändig ſei, ſofern an ihm die
beleidigte Perſon ihren Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt
habe. Und damit der Reichstag nur ja nicht glaube, die Re-

ierung wolle ihm zu weit entgegenkommen, gab der Staats-
ekretär des Reichsjuſtizamts der Vorlage als Geleitwort mit

auf den Weg: Die Vorlage ſei weniger der Ausdruck der Ueber-
eugung der verbündeten Regierungen als der Ausdruck des

Wunſches, in dieſer ſtrittigen Frage der Forderung des Reichs-
tags entgegenzukommen. Sollte der Reichstag den gegenwär-
tigen Zuſtand für beſſer halten als das Vorgeſchlagene, ſo ziehe
die Regierung das Gegenwärtige auch vor. Unſer Redner gei-
ßelte dieſen Standpunkt ganz gehörig, verlangte ein beſtimmtes
ausſchließliches Forum für Preßdelikte und die Einbeziehung
auch der nichtperiodiſchen Preſſe in die Vorlage. Jm übrigen
beantragten wir, daß, ſobald der Jnhalt einer Druckſchrift den
Thatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung begründe, für alle dabei
beteiligten Perſonen ausſchließlich der Erſcheinungsort als Ge-
richtsſtand zu betrachten ſei. Aber die Reichstagsmehrheit war
nur mit Mühe dazu zu bewegen, aus dem Geſetz das Wort
„periodiſch“ zu ſtreichen und ſo auch die nichtperiodiſche Preſſe
einzubeziehen. Auf weiteres ließ ſie ſich nicht ein. Wir ſtimmten
daher, und weil es uns nicht als eine Verbeſſerung gegenüber
dem bisherigen Zuſtande erſchien, gegen das Geſetz.

Eine allgemeine Ueberraſchung bereitete die kaiſerliche Kund-
ebung, welche die Aufhebung des Diktatur- Paragraphen
n ElſaßLothringen verkündete. Jnfolge derſelben ging dem

Reichstage alsbald ein Geſetz betreffend die Aufhebung der
außerordentlichen Gewalten des Statthalters in Elſaß-
Lothringen zu. Es wurden hierdurch Ausnahmegewalten be-
ſeitigt, über welche ſich die elſaßlothringiſche Bevölkerung lange
mit Recht, aber vergeblich beſchwert hatte. Bei dem Kampfe
gegen den Diktaturparagraphen hatten wir Sozialdemokraten
an der Seite der elſäſſiſchen Bevölkerung geſtanden. Der
Diktaturparagraph gab dem Oberpräſidenten das Recht, bei Ge
fahr für die öffentliche Sicherheit alle Maßregeln zu ergreifen,
welche er „zur Abwendung der Gefahr“ für erforderlich erach-
tete, ſo namentlich zu polizeilichen Zwecken Truppen zu requi-
rieren. Als der Geſetzentwurf im Reichstage zur Beratung
ſtand, ſchwamm alles in Wonne, und die Konſervativen be-
wieſen durch die glatte Schwenkung, mit der ſie nach jahre-
langem heftigſtem Widerſtande ſich jetzt plötzlich auch für die Be
ſeitigung ausſprachen, was von den „Günden“ zu halten iſt,
mit denen ſie ſtets ihren Widerſpruch gegen fortſchrittliche Maß
regeln maskieren. Die Elſaß Lothringer betraten nach der
Reihe die Rednertribüne, um ſich für die Aufhebung des Dikta-
turparagraphen zu bedanken, welche ein Zentrumsabgeordneter
als ein „Geſchenk“ bezeichnete. Jn dieſen Ton ſtimmte unſere
Fraktion nicht ein. Wir ließen durch unſern Redner ſagen,
daß mit der Aufhebung nur endlich geſchehen ſei, was wir So
zialdemokraten jahrzehntelang gefordert hätten, und wieſen im
übrigen darauf hin, daß von dem Ausnahmezuſtande in den
Reichslanden noch genug beſtehen bliebe, was aufgehoben zu
werden verdiene. Als nächſt zu Erſtrebendes bezeichnete uner
Redner ein wirkliches Wahlrecht zum Landesausſchuß, ein freies
Vereins und Verſammlungsrecht und die Aufhebung des
jetzigen, aus der Zeit Napoleons III. ſtammenden ſowie endlich

ie Aufhebung des jetzigen und die Einführung des allgemeinen
deutſchen Preßgeſetzes. Mit dieſen Motivierungen ſtimmten auch
wir der Aufhebung zu. Auch nach dieſer Aufhebung des Dik-
taturparagraphen regiert in ElſaßLothringen der alte Polizei

eiſt weiter, wie das Auftreten des Staatsſekretärs der Reichs
ande, v. Köller, im Reichstage bewies,
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Das Geſetz ſoll zur Deckung der Unkoſten beitragen
Marinismüs uns verurſacht, und ſchon aus dem Grunde
wir keine Veranlaſſung, dafür zu ſtimmen.
auch die Jnduſtrie und drückt gerade die mittleren Sorten
Schaumweine. Wollten die herrſchenden Parteien mit dem
Geſetz eine „Luxusſteuer“ ſchaffen, wie ſie ſagten, ſo war es
ihnen ja unbenommen, endlich den Beſitz durch die Einführung
einer Reichs -Einkommen- und Vermögensſteuer kräftig zur
Tragung der Laſten der koſtſpieligen Welt und Marinepolitik
des Reiches heranzuziehen. Da ſie hieran nicht denken, ſo iſt
auch das angenommene Geſetz nur ein Palliativmittelchen, dem
die Fraktion ihre h verſagte.

Die Branntweinſteuer-Vorlage konnte im Mai 190!, trotz
aller Bemühungen der Agrarier, nicht unter Dach und Fach
We rrgcht werden. Es war uns bekanntlich gelungen, die Be
chlußunfähigkeit zu konſtatieren, wodurch den Spiritusjunkern

und ihrer Spirituszentrale ein arger Poſſen geſpielt war. Beim
Wiederzuſammentritt des Reichstages war nun, auf Betreiben
der Spiritusleute, ein Kompromißantrag zwiſchen der Rechten,
einigen Nationalliberalen und dem Zentrum zu ſtande gekommen,
welcher die im Mai des Vorjahres verkrachte Liebesgaben-
Politik auf andere Weiſe fortſetzen ſollte. Die Vorlage ging
nun zunächſt wieder an die Kommiſſion zurück, und in der Sucht,
den Profit der Spiritusbrenner zu retten, hatte die Kommiſſions
mehrheit an dem Geſetz ſo vielgeſtaltige Abänderungsbeſtim-
mungen getragen daß ihre Beſchlüſſe ein ganz neues Geſetz
darſtellten. Dieſe Kommiſſionsarbeit wurde wiederum gegen
das Ende der Tagung dem Reichstage zur dritten Leſung vor
gelegt. Unſere Fraktion übte eine ſcharfe Kritik an den Schön
heiten der Spiritusgeſetzgebung. Wir forderten die Abſchaffung
der hohen Spiritusbeſteuerung, welche die Ausbreitung der
Trunkſucht in keiner Weiſe hindere, wohl aber eine Liebesgabe
von 48 Millionen Mark aus den Taſchen der Trinkbranntwein-
Konſumenten an die Brenner möglich mache. Die Spiritus-
Induſtrie beſitze an und für ſich durchaus nicht die Exiſtenz
erechtigung, welche ihr die rin reſte zuſchreiben.Dieſe enorme Spiritusproduktion ſei erſt künſtlich durch die
unerhörten Preistreibereien der Zentrale für Spiritusverwertung
erweckt worden. Der Krach werde doch einmal kommen. Nicht
durch die Spiritus-Liebesgabe werde die „Geſundung des Kar
toffelbaues“ bewirkt werden, ſondern durch den Anbau beſſerer
Kartoffelarten, die zwar nicht die großen Erträge lieferten wie
mit Hilfe der Liebesgabe die minderwertige Kartoffel, dafür
aber der großen Maſſe der Bevölkerung nützen. Dieſe Liebes
gabe nützt überdies nur den größeren Brennereien Deutſch
lands und nicht den mittleren und kleineren Brennereien. Wir
legten Verwahrung gegen eine derartige Geſetzgebung ein.Auf unſre Einwände erwiderte die Femernng, daß bei jeder

Steuer auf die großen erwerbenden Jnduſtrien Rückſicht ge
nommen werden müſſe und als die Spiritusſteuer auf das
Vierfache erhöht werden mußte, man den landwirtſchaftlichen
Brennereien, um ſie exiſtenzfähig 8 erhalten, eine ſtaatliche
Unterſtützung habe geben müſſen. as könne man doch keine
Liebesgabe nennen. Und die Agrarier, die nach dem Grundſatz
handeln. „Fuſel brennen, das iſt fein Fuſel trinken, wie
gemein!“ beſchuldigten uns wegen unſres Widerſtandes gegen
die Liebesgabenpolitik einer „latenten Sympathie für den
Konſum von Spiritus“. Auch die wackeren Polen halfen hier,
wo es ſich um agrariſche Geldbeutelintereſſen handelte,
weidlich den preußiſchen Junkern gegen die ſozialdemokratiſche
Oppoſition.

Bei der Abſtimmung ſuchten wir den 1889 aufgehobenen
Reinigungszwang wieder einzuführen. Dies erſchien uns not
wendig angeſichts der Thatſache, daß gerade die kleinen
Brennereien auf dem Lande ſtark fuſelhaltigen Spiritus produ
zieren. Ob dieſer oder jener Brenner, deſſen Produkt ſich dann
als geſundheitsſchädlich herausſtellt, zu Grunde geht, konnte
uns gleichgiltiger ſein als wenn viele Trinker an dem Genuß
von Fuſel ihre Geſundheit total zerrütten. Natürlich war die
agrariſche Mehrheit hierfür nicht zu haben. Ferner verlangten
wir die Aufhebung der Maiſchraum- und Materialſteuer, die
den großen Brennereien eine verſteckte Liebesgabe von fünf
Millionen Mark fihrt. und verlangten an Stelle der Maiſch
bottichſteuer eine Verbrauchsabgabe. Ferner forderten wir die
Streichung der dritten Liebesgabe, der Brennſteuer. Die
Brennſteuer wird nicht von den Vrennern ſondern von dem
konſumierenden Publikum getragen und zwar ig Höhe von 11
bis 12. Millionen Mark jährlich, ſo daß die GeſamtLiebesgabe
190 Millionen Mark beträgt; 130 Millionen gehen in die
Staatskaſſe, 60 Millionen in die Taſchen der Brenner. So
verſuchten wir auch bei den folgenden Paragraphen der
agrariſchen Geſetzgebung die ſchlimmſten Zähne auszubrechen,
ſcheiterten jedoch immer an dem Widerſtande der Mehrheit.
W im ien Wegen V Age et

s wurde aber ſchließlich eine Reſolution angenommen,welche den Reichskanzler erſucht, dem Reichstage bald unlicht
einen Geſetzentwurf betreffend die Aufhebung der Maiſ bottich
Steuer und deren Erſatz durch einen Zuſchlag zur Verbrauchs-
abgabe vorzulegen. Ferner: dafür Sorge zu tragen, daß das

und Bierhefe und
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Miſchen der Hefe mit Stärkemehl, Kartoffe
das Feilhalten ſolcher gemiſchten Hefe verboten werde.

Soziale Rechtspflege.
„Vertrauensärzte.“ Der infolge eines Unfalles erwerbs

beſchränkte Maler E. wurde im Dezember 1901 von dem „Ver
trauensarzt“ der Nordöſtlichen Baugewerks Beruf genoſſenſchaft
Dr. Römert auf 20 Prozent Erwerbsunfähigkeit begutachtet.
Hiergegen legte E. Berufung beim Schied gericht ein und be
antragte eine höhere Rente. Auf Veranlaſſung des Schieds
gerichts wurde E. von dem Vertraunsarzt desſelben Dr. Köhler
unterſucht und dieſer bewerzete die Erwerbsbeſchränkung E.s
auf 33“3 Prozent. Nachdem E. die 33 Prozent Rente ca.
ſieben Monate erhalten hatte, wurde er von dem Vertrauens
arzt“ der Nordöſtlichen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft Dr. R.
wieder unterſucht, wobei zwiſchen Dr. Römert und dem Ver-
letzten folgendes Geſpräch ſtattfand:

Dr. Römert: Nun E., Sie haben auch geklagt? E.: Ja-
wohl, Herr Doktor. Das war doch mein Recht! Dr. R.
Nun, wenn es nur Geld koſten würde, dann würden Sie nicht
gleich klagen. Jch wollte nur mal den Herrn Dr. Köhler auf
Ehre und Gewiſſen fragen, wie er Jhnen 33 Prozent be
willigen kann. So Herr Dr. Römert. Obgleich noch nicht
lange als Vertrauensarzt fungierend, ſo hat der Herr „Spezial
arzt“, wie er in dem Gutachten der Nordöſtlichen Baugewerks-
Berufsgenoſſenſchaft genannt wird, eine geradezu unheimliche
Virtuoſität in dem „Feſtſetzen“ der Renten für die Unfallver
letzten. Wir wollen jetzt nicht die verſchiedenſten Fälle heraus
greifen. Davon ein andermal. Welchen Wert aber dieſe „Gut-
achten“ beſitzen, beweiſt der vorliegende Fall etwa im Dezember
ſchätzt der Herr „Spezialarzt“ Dr. R. die Erwerbsbeſchränkung
E.s auf 20 Prozent und nach ſieben Monaten bei der Unter
ſuchung findet Dr. R., daß eine weſentliche Veränderung in
den Verhältniſſen eingetreten iſt und die Erwerbsbeſchränkung
Es nur noch auf 20 Prozent zu ſchätzen ſei. Dieſe Begut-
achtung ſcheint mehr als eigentümlich und läßt die Annahme
zu, daß die Begutachtung der Verletzten ziemlich oberflächlich
geſchieht und zwar im Jntereſſe der Berufsgenoffenſchaft zum
Schaden der Verletzten. War das erſte Gutachten dem Befunde
entſprechend abgegeben, und ſind jetzt „weſentliche“ Verände
rungen eingetreten, dann mußte Herr Dr. R. der „Spezialarzt“
in ſeinem jetzigen Gutachten zu einem andern Ergebnis kommen.

Gegenüber der Begutachtung von ſolchen „Vertrauensärzten“
ſind die Verletzten gezwungen, trotz der Scherereien, die ihnen
entſtehen, ihre Rechte aufs äußerſte zu wahren.

C

a n gu Seſſion
Es belaſtet aber
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Sittliches, allzu Sittliches.
Der Heiratsmarkt der bürgerlichen Preſſe läßt dem Forſchen

den einen tiefen Blick thun, in welcher Weiſe die Geldherrſchaft
auf dem Gebiete der Liebe und der gegenſeitigen Zuüneigung
der Geſchlechter verheerend und korrumpierend gewirkt Ia
Das höchſte Gut des Jndividuums wird nur vom Zweckmäßig
keitsſtandpunkte aus betrachtet. Lohnt es ſich, das andere Ge
ſchlecht zu lieben, ſich mit einem Vertreter oder einer Vertrete
rin zu vereinigen, dann läßt man ſich dieſe Abſicht durch
das Standesamt ſtaatlich bekunden und das „Liebesband“ iſt
für das ganze Leben oder auch manchmal nur für wenige
Monate geknüpft. Aber auch ſonſt hilft man ſich „auf die-
ſem nicht mehr ungewöhnlichen Wege“. Die bürgerliche Preſſe
ſpielt die treue Kupplerin und kommt den Wünſchen ihrer Kun
den gern entgegen, wenn dieſelben es an klingendem Metall
nicht fehlen laſſen. Jn der geſtrigen Nummer der Saale
zeitung ſtehen folgende Jnſerate:

J

Angenehm. geſell. Verkehr
für einige Stunden des „Nachmitt.
wünſcht Dame aus guter Familie
mit feingebildetem älterem Herrn.
Offerten unter Aa. 217 an die
Expedition.

Ein Schelm, der ſich bei eingehender Betrachtung dieſes Jn-
ſerates etwas Arges denkt, aber die böſe Welt wittert
ſofort Jnſzenierung eines Luſtſpiels, das durch die Verlobung
und Verheiratung zur allgemeinen Zufriedenheit ausläuft.

II.
Aelterer gutſituierter Herr

findet 1. Oktober liebevolles Heim
bei beſtr. Witwe. Offerten unter
A. 210 Erpedition.

Man wird dem älteren gutſituierten Herren das liebe-
volle Heim bei der beſtr-ichenen oder beſtr-enommierten
Witwe gerne gönnen, nur braucht dies nicht alle Welt zu
wiſſen, und noch weniger braucht die Witwe ſo viele ältere
gutſituierte Herren in Verſuchung zu führen.

Und da ſagen die Sozialdemokraten, die heutige Geſellſchafts
ordnung ſei unvollkommen.

Die wirtſchaftlich Schwachen
ſind die Hausbeſitzer. Auf dem Hausbeſitzertag in Berlin
machte ein Magdeburger Hausbeſitzer ſeinem bedrängten Herzen
über die Verſchwendungsſucht der Mieter in folgenden Klage-
rufen Luft:

Der wirtſchaftlich Schwache ſei jetzt nicht mehr der
Mieter ſondern der Hauswirt, denn der Mieter habe
heutzutage ſo viel Rechte, daß er der wirtſchaftlich Stärkereſei. Es et daher dringend notwendig, für Mietsſtreitigkeiten
Schiedsgerichte zu ſchaffen, damit der Hausbeſitzer etwas
ſchneller als bisher zu ſeinem Gelde komme. Es gebe eine
große Anzahl Mieter, die b gpiuigerpeſe mit der Zahlung
ihrer Miete im Rückſtande bleiben. Dieſe Leute eſſen zum
Abendbrot Pöfelfleiſch und „Gehacktes“, ſie gehen
damit bei dem Hausbeſitzer vorüber, bezahlen aber keine
Miete.

Nern, dieſe Mieter! Es iſt einfach ein Skandal, daß ſie ſich
erlariben, Pökelfleiſch oder am Ende gar Gehacktes zum Abend-
brot zu verzehren. Vielleicht hat damit die Völlerei noch nicht
ihren Höhepunkt erreicht. Wer weiß, ob nicht viele, ehe ſie mit
ihrem Pökelfleiſch oder ihrem Gehackten beim Hauswirt vorbei-
gehen, ſchon einige Flaſchen Lagerbier getrunken haben.
Währenddem ſitzt der arme Hauswirt bei ſchlechten Kartoffeln
und verdorbenem Hering und einer Pulle Fuſel beim Abend-
brot und muß den Schmerz erleben, daß draußen ſoeben der
Mieter mit Pökelfleiſch und Gehacktem vorbeigegangen iſt.Wenn das ſo weiter geht, dann müſſen noch alle Hauswirte J

Mieter werden.

nbmiſſion. Die Zimmerarbeiten zum Neubau der Turneprne r der Friedenſtraße ſollen im Wege der Wettbewerbung

vergeben werden. Angebote ſind bis Montag, den 11. Auguſt,
vormittags 10 Uhr auf dem Stadtbauamte einzureichen, wo
ſelbſt die Bedingungen und Zeichnungen eingeſehen werden
können. Der Stadtbaurat. Genzmer.Achtung, Lithographen und Steindrucker! Jn der

Münchener nſtanſtalt vorm. Gebr. Oppacher ſind wegen
fortgeſetzter Maßregelungen Differenzen ausgebrochen. Solibarnat iſt zu üben.

Gefunden wurden in der Zeit vom 16. bis 31. Juli:
2 Ringe, 1 Broſche von Metall, 1 Nickeluhrkette, 1 Trauring,
1 Zigarrenetui, 1 Berloque (kleines Herzchen), 1 goldene Damen-
uhr ohne Kette und Ring, 1 brauner Rohrſtock mit ſilberner
Krücke, 1 Stoßbohrer, Portemonnaies mit Jnhalt, 1 Paar
Handſchuhe, 1 Karton, enthaltend verſchiedene alte Herren und
DamenKleidungsſtücke, 1 Handbeil, ein größerer Betrag bares
Geld, 1 ſilberne Remontoiruhr mit Kette, 1 ſchwarzer Regen
ſchirm, 1 Wecker, 1 graue und 1 dunkle Weſte, 1 Hemd gez.
R. P., Bettinlett, 1 Klemmer. Verloren wurden 1 brau
nes Lederportemonnaie mit ca. 70 Mk., 1 desgl. mit einem
20 Markſtück, 1 goldene Damenuhr ohne Kette, gez. A. R.,
1 goldenes Kettchen mit Herz, 1 goldene Damenuhr ohne Kette,
ez. F. B., 1 ſilberne Broſche, 4blättr. Kleeblatt mit weibl.
opf, 1 dunkler Sonnenſchirm, 1 ſchwarzer Ripsgürtel, 1 Ko

rallenHalskette, 1 gold. flaches Medaillon mit Photographien,
1 Schildpattkamm, 1 ſchwarzes Portemonnaie mit ea. 10 Mk.

r e r n DJnhalt. Bezügliche Auskunft wird während der Dienſtſtunden im Poligei Sekretariat IV, Rathausſtr. 19, Zimmer 56,

erteilt.
Nicht Dienſtmann ſondern Kofferträger iſt der in die

Nervenanſtaſt gebrachte Enderlein, von deſſen Renkontre mit
einem Bahnbeamten wir geſtern berichte ten.Poſtanweifnngen fälſchte ein Handlungsgehilfe dadurch,
daß er von auswärts kleine Beträge an ſich bezw. ſeine hieſige
Adreſſe abſandte und die Anweiſungen dann auf zehnmal höhere
Beträge umſchrieb. Zweimal erhob er auch wirklich die ver-
zeichneten Sümmen, aber beim dritten Male wurde er
ertappt. Er befindet ſich jetzt in Unterſuchungshaft.

Ein „intereſſantes“ Datum. Uebermorgen, am 9. Auguſt,
früh morgens eine Minute und eine Sekunde nach 1 Uhr wird
ein intereſſantes Datum zu verzeichnen ſein. Es wird nämlich
dann ſein: die zweite Sekunde der zweiten Minute der zweiten
Stunde des zweiten Tages der zweiten Woche des zweiten
Monats der zweiten Hälfte des zweiten Jahres des zweimal
zehnten Jahrhunderts. Mehr kann man wirklich nicht ver-
langen.2eues Theater. Jn dem bereits ſeit Wochen fertig ge
ſtellten Umbant des Neuen Thegters wird jetzt fleißig an der
Ausgeſtaltung und Aveſgunag der Jnnendekoration des
Zuſchauerraume s und der Bühne gearbeitet. Die bauliche Ein-
richtung des Neuen Theaters iſt dergrt W daß ſowohl
das Publikum, welches das Parkett (Orcheſterfautenils, Parkett
und Parterre) beſuchen wird, als auch die Beſucher des
J. Ranges Rangfauteuil und J. Rang-Balkon) ſeparierte
Ausgänge haben werden. Den Galeriebeſuchern ſteht gleich-
falls ein ſeparierter Engang zur Verfügung, ebenſo ein eigener

eine und zwar wir urch Elektriziund Gas zu erleuchten ſein. Die eilektrif e ſenlage i
bereits an das tätiſche Elektrizitätswerk angeſchloſſen. Die

eizungsanlagen ſind ſo eingerichtet, daß im Neuen Theater
tets eine mittlere Zimmertemperatur chen wird. Von
der Einrichtung eines Abonnements hat Hr. Dir. Mauthner
auch für das Neue Theater Abſtand genommen, da er es in
die freie Wahl des Publikums ſtellen will, die Vorſtellungen
nach Belieben zu beſuchen und ſich ſowohl die Stücke, wie die
Abende ma eigenem Ermeſſen auszuſuchen. Die Preiſe ſind
möglichſt niedrig normiert. Jn betreff der künſtleriſchen Darbietungen hat r Dir. Mauthner dem Halleſchen Publikum
während ſeiner dreijährigen direktorialen Thätigkeit bereits ge
nügend Proben ſeines Könnens abgelegt und dürfte die erſte
Saiſon im Neuen Theater an künſtleriſchem Wert und Be
deutung um ſo leichter übertreffen, als Hr. Dir. Mauthner
dieſen Sommer während ſeines 4 monatlichen Gaſtſpiels in
Prag bereits rege hatte, Darſteller wie Novitäten zu er

und für die Wirkſamkeit im Neuen Theater vorzu-
ereiten.

Zoologiſcher Garten. Für nächſten Sonntag hat die
Direktion wiederum einen ſogen. billigen Sonntag eingerichtet.
Eintrittspreis 25 Pfg.

t. Zeitz. Zum zweitenmale er DasLandgericht Naumburg hat am Dienstag unſere Genoſſen, die
ſeiner Zeit in Oſterfeld Zwangloſe Blätter verbreitet hatten,
ebenfalls ſreigeſprochen, wie vorher das Schöffengericht in
Oſterfeld. Gegen das freiſprechende Urteil des letzteren hatte
bekanntlich der Amtsanwalt in Oſterfeld Berufung eingelegt
und dieſe damit begründet, daß einmal gewerbliche Verbreitung
vorliege, und daß andererſeits die religiöſen Gefühle derjenigen,
bei denen an einem Sonntage die Blätter verbreitet wurden,
verletzt ſeien. Von der Verbreitung innerhalb der Kirchzeit
hatte man Abſtand genommen, da dieſe nicht vorlag. Das
Landgericht äußerte ſich dahingehend, daß gewerbliche Ver-breitung nicht vorliege, denn die beiden Angeklagten ſeien Glaſer

und Korbmacher, in ihr Fach ſchlage alſo die Flugblattverteilung
nicht, das ſei nur gelegentlich geſchehen. Religiöſe Gefühle
ſeien auch nicht verletzt, denn es hat ſich ja niemand gemeldet,
der ſich über das Flugblatt aufgeregt habe.

Wie wir vorausſagten, iſt alſo der Freiſpruch auch in
e Jnſtanz ausgeſprochen worden. Die Polizeibehörde in

ſterfeld und auch anderwärts wird nun hoffentlich die
Sozialdemokraten nicht mehr hindern bei ihrer Aufklärungs-
arbeit. Alle unſere Genoſſen, die auf Landagitation gehen,
wiſſen, wie ſie ſich nach dem Geſetz zu verhalten haben, deshalb
iſt es unnötig, ſich bei dieſen Leuten noch irgendwie zu be-mühen. Wenn hier und dort Polizeibeamte Einſpruch erheben,

dann erleben ſie es jedesmal, daß ihnen vom Gericht doku-mentiert wird, daß e die einſchlägigen Beſtimmungen nicht

gekannt haben und das iſt ihnen nicht zum Vorteil. Laßt
alſo die Sozialdemokraten ruhig verbreiten, ſie haben dasRecht dazu, und das laſſen ſie a auch nicht nehmen.

t Zeitz. Selbſtmord Der Maurerpolier Guſtav Eichhorn
aus Gleina hat am Montag früh mit Salzſäure vergiftet.
Eichhorn ging früh mit anderen Arbeitern zur Arbeit, unter
wegs kehrte er um mit der Bemerkung, etwas vergeſſen zu haben.
Er ging dann auf ein Feld und trank die Salzſäure. Nach
einiger Zeit fand ihn hier eine Frau und veranlaßte ſeine Ueber-
führung ins ſtädtiſche Krankenhaus, wo er zwar noch lebend
eingeliefert wurde, jedoch mittags verſtarb. Ueber die Motive
zur That iſt zur Zeit noch nichts bekannt.

n. Schortau. Der Arbeiter Wilhelm Frommherz von hier,
der vor einiger Zeit ein Sittlichkeitsverbrechen an einem zwölf-
ar Mädchen verübt hatte, wurde vom Landgericht Naum
urg zu einem Jahr Gefängnis verurteilt.de Gefunden und bei der PolizeiVerwaltung abzuholen

ſind folgende Gegenſtände: 1 Schlüſſel, 1 Damenuhrkette, 1 Paar
Lederſchuhe, 1 Schürze, 1 Portemonnaie mit Jnhalt, 2 Spazier
ſtöcke, 1 Kinder-Sonnenſchirm.

g8 Eisleben. Unſere vielgerühmte Sozialreform,
mit der das Kapital ſich ſo brüſtet, beſonders zu Wahlzeiten,
um Stimmenfang damit zu treiben iſt ſchon öfters vom
Volksblatte recht gründlich beleuchtet worden aber es ſchadet
nicht, wenn beſonders kraſſe Fälle hin und wieder verbffent-
licht werden, um zu zeigen, wie viel es noch daran zu beſſern
giebt. Da iſt dieſer Tage der Arbeiter Meißner in Eisleben
in letzter Jnſtanz mit ſeiner Klage auf Rente abgewieſen wor-
den, nachdem er ca. 3 volle Jahre prozeſſiert, ein Mann in
beſten Jahren, gelähmt am ganzen Körper und unfähig, auch
nur einen Pfennig zu verdienen. Meißner hatte in der Eis-
lebener Malzfabrik (Knochenmühle, wie ſie in Arbeiterkreiſen
allgemein heißt) 14 Kampagnen gearbeitet, und wie es auf
einem Abgangsatteſte heißt, fleißig und zur r Die
chwere Arbeit bei 70——80 Grad Hitze und darauf folgende
plötzliche Abkühlung mußten doch die Leute öfters bald
nach dem Verlaſſen der Darre Gerſte und dergl. im Hofe ab-
laden, auch hatten ſie ſonſt wenig Zeit zur Abkühlung
brachten es mit ſich, daß das Nervenſyſtem zerrüttet
und Meißner eines Tages bei der Arbeit plötzlich umfiel, und
ſeit dieſer Zeit, es war im Jahre 1896, hatte er, wie man ſo
ſagt, ſeinen Knax weg. Vom Schiedsgericht der Mälzerei-
Berufsgenoſſenſchaft ſowohl als vom Reichsverſicherungsamte
wurde er abgewieſen mit der Begründung, ein Betriebsunfall
liege nicht vor, dies ſei vielmehr eine Gewerbekrankheit,
als Folge der ſeit Jahren betriebenen Arbeit in
ungünſtigen Temperaturverhältniſſen. Nun ſtrengte
im Jahre 1898 M. die Privatklage wider die Eislebener Malz-
fabrik auf Schadenerſatz an, welcher ihm vielleicht auch gewährt
worden wäre infolge der vielen günſtigen Zeugenausſagen. Aber
das Gutachten des Dr. Renſch- Eisleben verneint die Schädigung
ſeiner Geſundheit infolge ſeiner Thätigkeit in der Fabrik. Auch
Profeſſor Heilbronner konnte nicht feſtſtellen, daß Lähmung durch
die oben geſchilderte Fabrikthätigkeit entſtanden ſei, die Erwerbs-
unfähigkeit ſteht außer allem Zweifel. So wurde denn der
arme, durch ſeinen Fleiß unglücklich gewordene Mann in allen
Jnſtanzen abgewieſen, und die Malzfabrik zahlt ihren ſchwer
reichen Aktionären 10 Prozent Dividende weiter. Das herz-
loſe Kapital hat den Prozeß gewonnen, aber ſtolz braucht es
darauf nicht zu ſein, und nun kann man von der Vollkommen-
heit unſerer Sozialreform weiterſchwafeln.

Eisleben. „Mansfeld.“ Zu dem in Nr. 181 des Volksbl. er
ſchienenen Axtikel, betr. die Berginſpektorenbericht und die darin
enthaltenen Ausführungen über Kaufgedinge im Mansfeldſ en,
teile Jhnen zu Jhrer Jnformierung Nachfolgendes mit: Der
Termin, in welchem der Streb an den Niedrigſtfordernden ver-
kauft wird, wird 8 bis 14 Tage vorher der Belegſchaft durch
Aushang bekannt gemacht. Auf dem Aushang ſteht nun u. a.,
ür wie viel Kameradſchaften Streb verkauft wird und wiet d. h. aus wie viel Mann jede dieſer Kameradſchaften be

tehen ſoll uſw. SGewöhnlich werden dieſe Kameradſchaften nur je 10 Mann
e Kommt nun der Termin heran, ſo ſetzt ſich der Ober
teiger und einige Steiger an die in der Mannſchaftsſtube für

ſolche Zwecke befindliche Tafel und zwar mit Mienen, als ſollte
ein wichtiger Staatsakt vollzogen werden.

Nun geht das Verkaufen der Strebe wie in jeder anderen
Aution los, nur mit dem Unterſchiede, daß wie ein gewiegter
Auktionator möglichſt hohe Preiſe zu erzielen ſucht, hier der
Oberſteiger die Arbeit ſo billig wie möglich an den Mann zu
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gen ſucht. Wenn er ſo und ſo oft zum mitden denn ausgehalten, er immer wieder ſein m

zum erſten uſw., und wuchtig ſauſt der Hammer zum Zuſchlag
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nieder, wenn er das Bewußtſein hat, die Kräfte der Arbeiter zu
zunſten ſeiner, des Oberſteigers, Arbeitgeberin nun gehörig aus

ten zu können.
ſt nun ſämtlicher auf dem Aushang bekannt gemachter Streb

verkauft, ſo geben die Käufer ihre Kameraden an, von denen
ſie zum Bieten beauftragt waren welche nicht genug Kame-
raden hierzu ſelbſt gewinnen konnten, welches meiſtens der Fall
iſt, erhalten die fehlenden von der Revierverwaltung zugeteilt.

erjenige der Zugeteilten, der es wagt, ſich hierüber zu be
ſchweren, welches immer in der Form geſchieht, daß er behauptet,
daß er nicht ſo ſtark als die wirklichen Käufer ſei, nicht ſo viel
wie dieſe leiſten könne und deshalb den Zorn der Käufer
hierüber herausfordere, kommt ſehr gelinde davon, wenn es nur
heißt: Sie Faulpelz, wenn es Jhnen nicht paßt, ſo gehen Sie
hin, wo der Pfeffer wächſt.

88 Eisleben. An Stelle des verſtorbenen Oberſteigers
e ma n wurde am Freitag Dr. Beßler als Stadtverordneter
ür die III. Wählerabteilung gewählt. Es ift allerdings als
zweckmäßig anzuerkennen, wenn dem Kollegium auch ein Arzt
angehört, aber der Einfluß der Mansfelder Gewerkſchaft hat
durch dieſe Nachwahl keine Schmälerung erfahren, da der Ge-
wählte auch als Knappſchaftsarzt thätig iſt.

x. Sangerhauſen. Der olle, ehrliche Veteran
als Holzdieb. Der Nachtwächter einer hieſigen großen
Möbelfabrik ſollte über Fabrikräume wachen und, da öfter
Holz geſtohlen wurde, auf die Spitzbuben aufpaſſen. er
Nachtwächter aber, ein „oller ehrlicher Veteran“, litt ſtark an
Begriffsverwechſelung. hat zwar gut auf die Diebe auf-

epaßt, ſo gut nämlich, daß dieſelben nie erwiſcht wurden.
Schließlich aber wurden die Diebe, unter ihnen der „olle ehr

liche Veteran“, erwiſcht. Letzterer wurde mit 14 Tagen Ge
fängnis beſtraft. ies war dem hieſigen Veteranenverein
natürlich ſehr fatal. Der „ehrliche“ mußte raus aus dem
Haus. Früher hätte man keine Ruhe gehabt. Da man aber
den ehemaligen Kameraden nicht zu ſehr kränken wollte, ſuchte
man noch ein Beſänftigungspflaſter. Nicht wegen ſeines Ver-
gehens wurde er gemaßregelt er war ja immer ſo rührig
beim „Hurra“ und Leichenbegängnis ſondern, weil es in
der Erfurter Tribüne geſtanden hatte. Man muß ſich nur
zu helfen wiſſen.

Tangermünde. Zur Mord- und Selbſtmordaffaire.
Die Leiche des Dachdeckers Paaſche wurde am Sonntag bei
Sandau am Elbufer gefunden. Der vierjährige Sohn desverzweifelten Ehegatten, der um der Untreue ſener Frau willen

die entſetzliche That, von der wir kürzlich berichteten, verübte
iſt nen Verletzungen erlegen. Die Frau dagegen befindet ſich
wohl.

Sorge. Warum nur den Mittelſtand? Eine
Lungenheilanſtalt für minderbemittelte weibliche Kranke des ge
bildeten Mittelſtandes iſt vom Johanniterorden hier erbaut
worden. Sie wird nächſtens eröffnet, iſt allen Anforderungen
der Hygieine gemäß eingerichtet und liegt 562 Meter über dem
Meere, inmitten ausgedehnter Fichtenwaldungen, ſüdlich vom
Brocken, 3 Kilometer von den Bahnſtationen Sorge bezw.
Benneckenſtein der NordhauſenWernigeroder Bahn entfernt.
Sie enthält 62 Betten. Preis pro Tag 3.50 5 Mk., je
nach Wahl des Zimmers. Alles 77 en, mit Ausnahme
von alkoholiſchen Getränken. Auch die Arbeiter würden es
mit Freuden begrüßen, wenn der ſchöne Harz noch einige Heil
ſtätten, außer den ſpr vorhandenen, für ſie aufweiſen würde.
Vielleicht erbarmt ſich der Johanniterorden auch ihrer!?!

Thondorf. Vom Gefängnis ins Gefängnis Der
Arbeiter Karl Büttner lag nachdem er tags zuvor erſt aus
dem Eislebener nis entlaſſen worden war, beimGaſtwirt Schnitzer im augche die Fenſter ein und bedrohte

unter mächtigem Skandal die Paſſanten vor der Gaſtwirtſchaft
mit Totſtechen, ſo daß ſeine Ver eleerkh durch den Gen

a ebeerfolgte. Es erfolgte dann ſeine rung per Wagen insSeltſtedter Amtsgerichtsgefängnis.

m. Mühlberg a. E. Kreistag. Nächſten Sonntag ſin
det hier im Preußiſchen Hof von vormittags 11 Uhr an
die diesjährige Kreis konferenz für den Wahfkreis
Torgau-Liebenwerda ſtatt. Da ein geräumiges Lokal
zur Verfügung ſteht, kann der r u den re
jedermann geſtattet werden. s iſt wünſchenswert, daß die
hieſigen Arbeiter hiervon recht rege Gebrauch machen, ſind doch
die Beratungsgegenſtände wichtig genug, um manches daraus
lernen zu können. Auch iſt es notwendig, daß jeder polttiſch
denkende Arbeiter ſich mit den inneren Partei Einrichtungen
vertraut macht. Hierzu bietet der Kreistag nächſten Sonntag
hinreichend Gelegenheit.

Quedlinburg. Die Kunſt geht betteln. Nette Zu-
ſtände enthüllte eine Verhandlung vor dem hieſigen Gewerbe
gericht über die Bezahlung der Muſiker. Der Pianiſt Koch
klagte gegen den Konzertunternehmer Tonenberg auf Zahlung
von 56 M. Lohn wegen kündigungsloſer Entlaſſung. Dem Koch
waren bei ſeinem Arbeitsantritte zwei Verträge vorgelegt
und ihm auch angeboten worden, entweder zu einem monat
lichen Gehalt von 60 M. und freier Station oder für eine täg-
liche Vergütung von 3 M. nebſt freier Station zu arbeiten in
letzterem Falle würden jedoch nur die Spieltage bezahlt.
Da dem Künſtler vom „Direktor“ verſichert worden ſei, daß
höchſtens zwei bis drei Tage im Monat ſpielfrei ſeien ſo er
zählte der Kläger ſei er auf letzteren Vertrag eingegangen.
Es habe ſich jedoch gezeigt, daß in 14 Tagen nur zweimal
geſpielt wurde, ſo daß er in dieſer Zeit 6 M. und eine Koſt
erhalten, die mit 50 Pfg. pro Tag reichlich bezahlt ſei. Am
24. Juli iſt Kläger dann mittels Poſtkarte entlaſſen worden.

Es kommt ein Vergleich zu ſtande und Kläger erhält 5 M.,
womit er ſich zufrieden giebt. Selbſt der Vorſitzende ſah ſich
zu der Bemerkung gegenüber Koch veranlaßt, er ſolle ſich nicht
wieder auf ähnliche Verträge einlaſſen, ſonſt laufe er Gefahr,
zu verhungernl!

Bernburg. Die Solvaywerke und die Kriſe. Die
Gemeingefährlichkeit der zu mächtigen und nicht genügend unter
öffentliche Kontrolle geſtellten Privatinduſtrie beleuchtet recht
draſtiſch das Verhalten der Solvaywerke, die in den letzten
Tagen eine Anzahl Arbeiter entlaſſen haben. Das Millionen-
Unternehmen zeigt ſich nämlich außer ſtande, ſeine Arbeiter,
die ihm durch ihren Fleiß und ihre Geſchicklichkeit Reichtum
über Reichtum zugeſchanzt haben, jetzt in der r über e
zu halten. Was weniger verdient wird, müſſen einfach die Arbeiter
entgelten. Nicht im Traume wird daran gedacht, die Folgen
der Kriſe auf die Aktionäre wirken zu b Jn einer Salinen-

r wurde fordert daß der Magiſtrat ſeinen
Einfluß bei der Direktton geltend machen ſoll, um die Lohn-
kürzungen und die Kündigungen zu unterlaſſen bezw. zurückzunehmen. Voller Schrecken macht der Anhalter Geherglanee er

darauf aufmerkſam, daß alsdann aber die Verwaltung der
Solvaywerke Bernburg verlaſſen und damit die hohen Steuer-
einkünfte anderen Städten zuwenden würde. Dieſe Drohung
beleuchtet grell die Situation. Die Kapitalmacht hat nicht nur
die Arbeiter ſondern auch die Stadt in der Gewalt. Die ſozial
demokratiſchen Gemeindevertreter werden es ſich natürlich nicht
nehmen laſſen, das Verhalten der Solvaywerke im Gemeinde-
rat zur Sprache zu bringen.

Klein-Korbetha. Eine ſeltſame Wendung nimmt jetzt
die Affaire Adler, über welche wir geſtern berichteten. Jnfolge
einer Ausſage des Hofmeiſters Hermann Jänicke wurde der
pp. Adler am 15. Juli verhaftet, jedoch ſchon am 22. desſelben
Monats wieder entlaſſen, da der pp. Jänicke vor dem Unter
ſuchungsrichter des Landgerichts Naumburg erklärte, daß ihm
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und die vollſtändige Haltloſigkeit der Ausſage vom An

geklagten nachgewieſen werden konnte. Es iſt infolgedeſſen
Jänicke wegen wiſſentlich falſcher Angabe vor Gericht in
Anklagezuſtand verſetzt und gegen die beteiligten Kriminal-
Kommiſſare wegen Erpreſſung einer Ausſage das gericht
liche Verfahren eingeleitet worden. Das iſt ja recht nett!

Erfurt. Durchſtechereien im Landgerichtsgefäng-
nis. Jm hie en Gerichtsgefängnis wird bekanntlich eine
ausgebreitete Zollſtabfabrikation betrieben. Dabei ſind nun
Unregelmäßigkeiten vorgekommen, welche die Jnhaftnahme eines
an gere eders ur Folge hatten. Ueber den Umfang derUnregelmäßigkeiten iſt den Beamten ſtrengſtes Stillſchweigen
r egt; bisher freilich nur mit dem bei ſolchen Maßnahmen

en Erfolge, daß die Affäre ungeheuerlich aufgebauſcht
rd.

Kleine Drovinzial- Nachrichten.
n Sitzenroda im Kreiſe Torgau hat ſich der Mühlen-

beſitzer Cl. in einem Anfalle von Schwermut erhängt. An-
dauernde Krankheit veranlaßte auch in Naundorf, den An
ſtreicher Nowotnick, Selbſtmord zu begehen. Er ſchnitt ſich die
Kehle durch. Den Verſuch, ſich zu erhängen, machte in
Oelſ i ein Häusler R. Man ſchnitt ihn zwar ab, doch ſtarb
er trotz der Bemühungen des Arztes, ihn zum Leben zurückzu-
rufen. Jn Nienburg a. S. wurde der Knecht Koch durch den

Pferdes lebens gefährlich verletzt. Der Ar-
eiter Walla erhielt durch einen Schieber der Zentrifuge in

der Schafſtädter Zuckerfabrik einen Stoß vor die Bruſt,
ſtürzte hin und ſtarb. Jn Gommern wurde der Arbeiter
Lyk verhaftet wegen r tigumg einer Ziege. Jn
Krondorf, im Saalkreis fiel der 4jährige Sohn des Kohl-

ärtners Thiele vom Rade der Häckſelmaſchine, wohin ihn aus
cherz ein Knecht Wert hatte, in die er und es wurde

ihm ein Fuß über dem Knöchel völlig abgeſchnitten.

Gerichtsſaal.
Ferien-Strafkammer.

Halle a. S., 6. Auguſt.
Wer am beſten reden kann, iſt Prima, ſo äußerte ſich

der Hüttenmann Friedrich Spengler aus Hettſtedt über
die Hettſtedter freiwillige Feuerwehr. Am Abend des 10. Mai
brannte in dem etwa eine halbe Stunde von Hettſtedt ge
legenen Molmegk ein Gebäude. Die freiwillige Feuerwehr

wurde alarmiert, erſchien aber leider erſt an der Brandſtätte,
als das Gebäude bereits niedergebrannt war. Das zu ſpäte
Eintreffen veranlaßte Entrüſtung und Unruhe auf der einen
und Heiterkeit und Spott auf der anderen Seite. Als die
Feuerwehr unverrichteter Sache wieder abziehen mußte, rief
der Hüttenmann Spengler: „Jhr wollt freiwillige Feuerwehr
ſein, Hampelmänner ſeid Jhr. Wo es etwas zu freſſen und
zu ſaufen giebt, da ſeid Jhr die erſten, aber hier kommt Jhr
zu ſpät.“ Hierdurch fühlten ſich der Brandmeiſter Nebelung
und die Mannſchaften der freiwilligen Feuerwehr beleidigt;
der J Fiſcher hatte ebenfalls Strafantraggeſtellt und erklärte heute vor Gericht: „Wir wollten damit
nur erreichen, daß wir unſern alten guten Ruf wieder er-
v thäten. Sonſt habe Spengler nichts verbrochen.

er Verhöhner der Feuerwehr wurde vom Hettſtedter
Schöffengericht zu 2 Wochen Gefängnis verurteilt, wogegener Beruſun eingelegt hatte. Der Angeklagte ſprach ſich ſehr

mißliebig über die freiwillige Feuerwehr aus und meinte, wer
da am beſten reden könne, ſei Prima. Die beleidigenden
Worte habe er mehr aus Spaß geäußert. Das Gericht kam
in der Berufungs Verhandlung zu der Anſicht, daß eine
Gefängnisſtrafe nicht angebracht erſcheine und ermäßigte die
e auf 30 Mark ev. 6 Tage Gefängnis und Publikations
efugnis.Selgrereh war auch die Berufung des Arbeiters Liebe

aus Hettſtedt, der vom dortigen Schöffengericht wegen Diebſtahls
zu 3 Wochen Gefängnis verurteilt worden war. Er hatte am
Z. Februar mit den Arbeitern Johns und Ehrenberg von dem
Syldaer Teich Eis geholt, wozu alle drei Perſonen nicht berech-
tigt waren. Die andern beiden Thäter ſind ebenfalls beſtraft.
W wollte die Erlaubnis zum Eisholen gehabt und Liebe
will im guten Glauben gehandelt haben. Das Gericht erachtete
die Sache für nicht genügend aufgeklärt, hob das inſtanzliche
Urteil auf und ſprach den Angeklagten frei.

Verworfen wurde die Berufung des Schulknaben Auguſt
Oertel von Eisleben, der vom dortigen Schöffengericht wegen
Diebſtahls zu 3 Tagen Gefängnis verurteilt worden war. Er
hatte aus einem Schacht altes Eiſen entwendet.

Erhebliche Strafe wegen Urkundenfälſchung wurde gegen
den Geſchäftsreiſenden Moritz Schiemetſcheck aus Oeſtreich
verhängt. Der Angeklagte reiſte für die Firma Beckering in
Charlottenburg und hatte am 19. und 20. September zwei hieſige
Geſchäſtsleute unter der Abgabe falſcher Unterſchriften zu Be
ſtellungen erheblicher Quantitäten Eſſenzen veranlaßt. Der
Angeklagte behauptete unſchuldig zu ſein und führte zu ſeiner
Verteidigung aus, er ſei von jener Firma mit feſtem Gehalt
angeſtellt und die Höhe ſeiner Proviſion ſei nicht von dem Um-
fange der Beſtellungen abhängig. Der Staatsanwalt beantragte6 Wochen Gefängnis und Verhaftung des Angeklagten, da dieſer

ich ſeiner Zeit der Strafverfolgung entziehen wollte und erſteieſuch verfolgt werden mußte. Er ſei öſtreichiſcher Staats
bürger und erſcheine fluchtverdächtig. Das Gericht erkannte auf
2 Monate Gefängnis und beſchloß die Verhaftung des Angeklagten.

Freigeſprochen von der Anklage der Körperverletzung mittels
Meſſers wurde der Dienſtknecht Albert Kutzner aus Keuſch
berg. Als die Sache früher ſchon einmal zur Verhandlung
ſtand, hatte der Angeklagte mitteilen laſſen, er könne zur Ver-
handlung nicht erſcheinen, da er kein Reiſegeld beſitze. Er war
deshalb in Haft genommen worden. Als er eines Abends in
Vertretung ſeines Stiefvaters Nachtwächterdienſte verſah, bekam
er mit einem Arbeiter Kranz Streit. Letzterer erhielt aus einer
Kneipe kommend in der Dunkelheit einen Stich durch die Finger
in die Bruſt, ſo daß nicht unerhebliche Verletzungen veranlaßt
wurden. Ein Finger der rechten Hand in infolgedeſſen ſteif ge-
worden. Der Angeklagte beſtritt mit aller Entſchiedenheit, der
Thäter geweſen zu ſein, und die Beweisaufnahme fiel auch nicht
ungünſtig für ihn aus. Der Staatsanwalt beantragte 9 Monate
Gefängnis, aber das Gericht erkannte auf Freiſprechung und
hob den Haftbefehl auf.

Wegen h e Vergehens gegen die Gewerbeordnung
war der Kolporteur Reinhold Wahren von hier angeklagt.
hatte in der Nacht vom 14. zum 15. Juli ohne Wandergewerbe-
ſchein an der Ecke der Kleinen Ulrichſtraße gewerbsmäßig
Schauerromane, a Heft 10 Pfg., feilgeboten und ſoll dabei den
Konditor Simon mit Gewalt gezwungen haben, 3 Hefte zu

Als Simon keine Hefte nehmen yoollte, ſoll der An
geklagte in Begleitung ſeines Freundes Rennert dem S. Prügel
ängeboten haben, wodurch S. ſich bewegen ließ, 3 Hefte zu
nehmen. Das Gericht konnte ſich dem Antrage gemäß aber
nicht davon überzeugen daß ſich der Angeklagte der Nötigung
ſchuldig gemacht habe und erkannte wegen Gewerbeübertretung
auf nur 1 Woche Haft.

Aus dem Reirhe.
erlin. Seine Geliebte und ſich ſelbſt erſchoſſenad St dooch im Grunewald bei Paulsborn ein aus München

ſtammender junger Mann Namens Adolf Wiegandt. Er tötete
das Mädchen, deren Perſönlichkeit bis zur Stunde noch nicht
feſtgeſtellt iſt, durch einen Schuß ins Herz, um hierauf ſeinem
Leben durch zwei Schüſſe in die Schläfe ein Ende zu machen.
Heute morgen Dieu der jungen Leute, die ſich

t umſchlungen hielten, aufgefunden. Ses e werer Fahrſtuhl-Unfall hat ſich in der Par-
fümeriefabrik von Gerhardt und Fichtner zugetragen. Der
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and. rend dieſer Zeit brannte die ſogenannte Sicherung

durch und der Johrſtun og dabei blitzartig nach oben bis zur
Dachhöhe. Hierbei wurden die nichtsahnenden beiden Perſonen

wiſchen Wand und Stuhl feſt eingeklemmt. Herbeigerufeneden rleute befreiten nach langer Arbeit die beiden Unglück

lichen. Böhm war aber bereits tot, während dem Portier beide
Beine ſchwer Kraueſt waren.

Leipzig. Der Mörder des Schulmädchens Anna
Klein iſt von der Kriminalpolizei in der Perſon des Optikers
Wilhelm Grabich (geboren am 28. Juni 1882 in Leipzig) er-
mittelt und verhaftet worden. Er hat ein umfaſſendes Ge
ſtändnis abgelegt.

Frankfurt a. M. Die Schenkungen, die von Privaten
unter der Bedingung der Gründung einer Akademie für prak
tiſche Medizin gemacht wurden, ſollen, wie die Frankf. Ztg.
hört, nahezu zwei Millionen Mark betragen.

ena. Der Einbruch mit Raubanfall auf ein Dienſt-
mädchen eines Arztes, von dem kürzlich berichtet wurde, hat
ſich als ein plumper Schwin des Mädchens herausgeſtellt.
Der „Stich“ iſt ein völlig belängloſer, kaum merkbar und von
der engere die mit dieſer ganzen on gh einen
eigenen Di ſt beigebracht.

t ten n nie tertetuhl Fins mieren n Höhe des dritten Stockwerkes

fand t

iebſtahl hat verſchleiern wollen, ſich ſel
Sie hat bereits ein volles Geſtändnis abgelegt und das Geld,
immerhin 530 M., iſt in dem von ihr angegebenen Verſteck auf
dem hieſigen alten Friedhofe thatſächlich gefunden worden.

Bremerhaven. 55 deutſche Burenkrieger, 7 Offiziere
und 48 Mann, welche in Kolombo gefangen gehalten waren,
ſind mit dem Lloyddampfer Oldenburg heimgekehrt.

eſſiſch-Adendorf. Keſſel-Exploſion. Jm Rüggeſchen
Gaſthaus erxplodierte nachts ein Keſſel der Acetylenlichtanlage.
Das Haus iſt vollſtändig demoliert, die Nachbarhäuſer wurden
ſtark beſchädigt. Drei Perſonen ſind verletzt, davon zwei tödlich.

Vermiſchtes.
Ueber Profeſſor Kürſchner, deſſen Tod wir vor kurzem

gemeldet haben, ſchreibt unſer Nürnberger „Kürſch-
ner war ganz self made man, er hat ſich aus eigener Kraft
emporgearbeitet. Aus der Arbeiterklaſſe hervorgegangen, be-
wahrte er ihr bis zu ſeinem Ende ſeine Sympathien. Er wurde
am 20. September 1854 in Gotha geboren, lernte nach dem Ab-
gang von der Schule vier Jahre als Mechaniker, dann wandte
er ſich dem Studium zu und beſuchte die Univerſität Leipzig.
Schon mit 19 Jahren trat er mit einer ſchriftſtelleriſchen Arbeit
hervor Wir Sozialdemokraten haben auch noch beſonderen
Anlaß, des Toten zu gedenken. Wie ſchon erwähnt, ſtand er
der Arbeiterbewegung ſympathiſch gegenüber, und das hat er
nicht ſelten auch durch die That bewieſen. Unter dem Sozia-
liſtengeſetz gab es keine ſichrere Deckadreſſe für das Einſchmuggeln
verbotener Schriften als die des unverdächtigen Profeſſors
Kürſchner. Dem großen Buchdruckerſtreik im Jahre 1891
hat er als litterariſcher Direktor der Verlagsgeſellſchaft Union
insgeheim großen r geleiſtet. Seine Thätigkeit hat ihm
viele Orden und ſonſtige höfiſche Auszeichnungen eingetragen
und er mußte auch den Titel „Geheimer Hofrat“ über ſich er
We laſſen. Die Leute, die ſolche Auszeichnungen zu vergeben
aben, ahnten nicht, daß ſie ihre Gunſt an einen „Unwürdigen“

verſchwendeten, denn er riß über dieſe Dinge oft die blutigſten
Witze, die keine beſondere Hochſchätzung von Orden und Titu-rege bekundeten. Auch wir werden ſein Andenken in Ehren

alten.Eine Verzweiflungsthat. Der vor drei Monaten aus
Moskau in Wien zugereiſte Muſiker Eduard Weber und die
Deutſche Auguſte Geißler ſind ſeit einigen Tagen verſchwunden.
Alle Anzeichen ſprechen dafür, daß beide wegen bitterer
Not den Tod in der Donau geſucht und gefunden haben.

Dreifacher Kindermord. Nach einer Meldung aus Graz
ertränkte eine Frau Marie Baumann in Sankt Lorenzen (Unter
ſteiermark) aus Kränkung über die Untreue ihres Gatten ihre
drei Kinder im Alter von drei bis ſechs Jahren in einer Waſſer
lache. Sie zog darauf die Leichen aus dem Waſſer, deckte ſiemit Geſtraäuch u und ſtellte ſich dem Gerichte.

Die Furcht vor dem Einſturze alter Bauwerke wird
nachgerade zu epidemiſcher Krankheit. So wird aus Paris
gemeldet: Die der Seine zugewandte Seite der NotreDame-
Kirche zwiſchen dem Pont Archeveque und dem Pont au Double
wurde auf Grund alarmierender Nachrichten über eine Senkung
der Fundamente fachmänniſch unterſucht. Thatſächlich beſtand
eine große Gefahr für einen Teil der Kirche, da die von der
Seine umſpülten Fundamente arg gelitten hatten. Die Repa-
raturen wurden ſorglich geheim gehalten.

Und aus Kopenhagen: Der Gothenburger Dom, welcher
kaum 100 Jahre alt iſt, zeigt große Riſſe und droht einzu
ſtürzen. Maßregeln wurden getroffen, um einer Kataſtrophe
vorzubeugen. Und zum Schluß wird aus Venedig vom Mittwoch
berichtet: Hier herrſcht große Aufregung, weil heute früh vom
Turme der Stephanskirche große Steine herabgefallen ſind.
Die umliegenden Häuſer mußten von den Bewohnern geräumt
werden. Man will ſofort mit der Abtragung des oberen Teiles
des Turmes beginnen.

Ueber den Schrecken der Lynchjuſti
News aus Waſhington geſchrieben „Keine S kann größeres
Unrecht erdulden, als die Neger in den Südſtaaten Nord-
amerikas; die ganze ziviliſierte Welt würde entſetzt ſein, wenn
ſie nur die halbe Wahrheit erführe. Ein Neger, der am 22. Mai
in Texas verbrannt wurde, war zuerſt ganz barbariſch gemar-
tert worden. Ehe das Feuer unter ihm angezündet wurde,
brannte man ihm die Augen aus. Brennendes Holz wurde
ihm an den Hals und an andere Körperteile gehalten, bis ſeine
Kleidung abgebrannt war. Er wurde mit Meſſern verwundet
und gemartert, bis ſein Kopf niederſank. Dann wurde das
Feuer von dem Gatten der Frau, die behauptet hatte, der

deger hätte ſie angegriffen, angelegt. Die Leiden des Bejam-
mernswerten waren ſchrecklich, und er bat kläglich: „Bitte,
Herr weißer Mann, erſchießt mich!“ Mehrere tauſend Per-
ſonen waren anweſend, einige Zeitungen ſagen ſogar 7000.
Die Weißen ſchrien, die Martern ſollten verlängert werden,
aber ſie wurden durch den Tod des Opfers in 35 Minuten be
endet. Sechs andere Neger ſind innerhalb weniger Monate
verbrannt und ähnlich gemartert worden. Dieſe Lynch-,Pick-
nicks“ werden allgemein. Was für eine Wirkung üben ſie auf
Kinder aus, die zu ſolchen grauſamen Szenen mitgenommen
werden Die Leiden der Neger in vereinzelten Sträflings-
lagern im Süden ſind gleichfalls ſchrecklich. Alles Mögliche,
was gegen die Neger geſagt und geſchrieben wird, iſt erſonnen,
um die Meinung der Weißen gegen ſie zu beeinfluſſen. Ein
gebildeter Negerarzt ſagte neulich zu mir: „Unſere ganze Raſſe
wird danach beurteilt, was einige unwiſſende, ſchlechte Neger
thun!“ Jede That eines ſchlechten Negers wird in den
Zeitungen übertrieben, während er nicht halb ſo ſchuldig ſein
mag, als die ihn umgebenden Weißen. Als Volk ſind die
Neger ſehr arm. Jm allgemeinen ſind ihre Wohnungen und
ihre ſo mangelhaft, daß ſie wenig Lebenskraft beſitzen.
Sie ſterben ſchnell an Schwindſucht. Jn den Südſtaaten fühlen
ſie beſonders, daß die Hand Kains wegen ihrer Farbe auf
ihnen liegt, und ſie werden nachläſſig und gleichgiltig, was keinWunder iſt. Jm Norden haben ſie ſer wenige Freunde, unter
dieſen wenigen befinden ſich Präſident Rooſevelt und Senator
Gallinger aus Neuhampſſhire.“

Letzte Nachrichten.
Wien, 7. Auguſt. Die hieſigen Blätter legen der Zuſammenkunft des deutſchen Kaiſers mit dem gaiſer von Ruß-

land keine Bedeutung bei. Die Neue Freie Preſſe ſagt,
die europäiſche Politik ſei ſo gefeſtigt, daß die Völker in der
Kaiſer- Zuſammenkunft kaum mehr als einen Austauſch wechſel

wird dem Daily
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ſei erchigte der dent die Zege von Roeal auf

ſonderen Blatte vermerken werde.
London, 7. Auguſt. Der König hielt geſtern abend ſeinen

Einzug in London.
Wakau, 7. Auguſt. Unter dem Verdachte, Spionage fürden benachbarten Staat begangen zu haben, wurden geſtern

auf dem Bahnhofe in Przemysl 2 elegant gekleidete Herren
verhaftet, deren Namen geheim gehalten werden, ſie ſollen ſich
viel in Militärkreiſen bewegt haben.

Parteigenoſſen von Halle u. d. Saalkreis

Der diesjährige

Kreistag
findet am Sonntag, den 17. Auguft, vormittags 11 Uhr
im Weißen Roßſz, Geiſtſtraße 5, ſtatt.

Tagesordnung:
1. Bericht des Kreisvertrauensmannes und des Kaſſierers,

ſowie der r2. Vortrag des Genoſſen Fritz Kunert über die Thätigkeit des
Reichstages.

3. Reichstagskandidatur.
4. Agitation und Organiſation.
5. Die Preſſe.
6. Wahl der Delegierten zum Bezirks- und Parteitag.
7. Anträge.
Die letzteren ſind bis zum 14. Auguſt an mich einzureichen.

Der Kreisvertrauensmann:
Ad. Albrecht, Lindenſtraße 53.

An die Genoſſen des Saalkreiſes
außerhalb Halle richtet der Unterzeichnete das Erſuchen, zu dem
bevorſtehenden Kreistag Delegierte zu wählen, die die Genoſſen
ver einzelnen Orte vertreten. Stehen uns Säle nicht zur Ver
fügung, dann müſſen die Genoſſen den Delegierten in privaten
Beſprechungen beſtimmen. Jch bitte, die Namen der Ge-
wählten mir möglichſt bald mitzuteilen.

Ad. Albrecht, Kreisvertrauensmann
Lindenſtraße 53.

Briefkaſten der Redaktion.
R., Merſeburg. Vereine, welche eine rung

öffentliche Angelegenheiten in keiner Weiſe bezwecken (z. B. ge
ſellige Klubs, Geſang, Turn, SportVereine) unterſtehen
nicht dem Vereinsgeſetz, ſind alſo von der Anmeldung nach
S 2 des Vereinsgeſetzes befreit. Doch hat die Polizeibehörde
nach Entſcheidungen des Oberverwaltungsgerichts das Recht,
auch bei derartigen Vereinen Einſicht in die Statuten und das
Mitgliederverzeichnis zu nehmen.

K., Streckan. Nach Z 565 des Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt
die Kündigung bei vierteljährlicher ſrlets eng b zum dritten
Werktage des Vierteljahres zuläſſig. Dieſelbe iſt ſogar bis
9 Uhr abends zuläſſig. Liegt ein ſchriftlicher Vertrag vor,
ſo richtet ſich die Kündigung nach dem Vertrage.

Delitzſch. 1. Gut getroffen, aber nicht aufnahmefähig. 2. Nein.
Wir haben über dasſelbe Thema ſchon einen größeren Bericht
veröffentlicht.

auf

Quittung aus Zeitz.
Für Parteizwecke gingen ein:

Aus Trebnitz 50 Pf. A. Leopoldt.
Standesamtliche Nachrichten.

Halle (Süd, Steinweg 2), den 6. Auguſt.
Aufgeboten: Bergmann Wiebach und Emma (Gerb-

ſtedt). Bildhauer Beſſer und Sidonie Lobeck (Anhalterſtr. 13
und Zeitz). Redakteur Kühn und Walburga Hüther (Halle a. S.
e ß pantfurt a. O.). Maler Schiepe und Emilie Groſch

erbſt).
gung Sekretär Schulze und Agnes Thamhayn

önigſtr. 29).
Geboren: Geſchirrführer Makoſch S. (Kuttelhof 3). Fiſcher

Hendel T. (Weingärten 36). Maurer Maedicke S. (Schmied-
ſtraße 23). Bäckermeiſter Fiedler S. (Kl. Steinſtr. 4). Bureau-gehilfen Neubert S. (Pfännerhöhe 58). Zugführer Geitz S.
(Schmiedſtr. 19). Fleiſchermſtr. Grimm T. (Jakobſtr. 46).

Geſtorben: Arbeiter Wartmann, 49 J. (Bergmannstroſt).
Keſſelſchmieds Lamers T., 5 Mon. Glauchaerſtr. 33). Berg
manns Wahl Ehefrau, 55 J. (Klinik). Arbeiters Oertel S.,
Ledreh g Saale 11). Arbeiters Niepraſchk T., 3 Mon.
(Spitze

Halle (Nord, Burgſtraße 38), 6. Auguſt.
Aufgeboten: Arbeiter Beuſcher und Martha Beßler (Gr.

Brunnenſtr. 56). Reſtaurateur Zimmermann und Olga Hechler
(Dederſtedt u. Triftſtr. 46). Kellner Bach und Klara Müller geb.
May Schleifweg 5 a).

Geboren: Muſiker Gätzſchmann S. Geiſtſtr. 27). Arbeiter
Kurth S. (Mötzlicherſtr. 6). Korbmacher Renne T. (Adolfſſtr. 9).
Arbeiter Schmidt S. (Feldſtr. 8). Arbtr. Malycha T. (Seebener-
ſtraße 52). Arbeiter Gerlach T. (Wörthſtr. 6).

Geſtorben Witwe Heimann, 28 J. (Breiteſtr. 35). Arbeiter
Spieler, 51 J. (Jägerplatz 35). Arbeiters Meye S., 2 J. (Feld-
ſtraße 9. Jnv. Schloſſers Staab S., 10 Mon. (Georgſtr. 13).

In Kiel.
Kiel hat ſich neulich etwas ereignet.

an fand den Simpliciſſimus nicht mehr geeignet,
Die ſtudierende Jugend in Vergnügen zu ſetzen,
Weil wir die ligten Güter verletzen
Ohne jeden Reſpekt vor der Obrigkeit,
Auch fehlt es in der Religion zu weit.
Und ginge verloren der chriſtliche Sinn

a, wo kämen die Theologen denn hin
Sie könnten nicht mehr durch das Spiel der Mienen
Wie bisher ihr reichliches Brot verdienen,
Und ſtatt mit den fetten Lippen zu plappern,
Und mit den gottſeligen Teuge zu klappern,
Statt zwanzig Stunden im Tage zu ruh'n,
Müßten ſie eine ehrliche Arbeit thun.
Drum iſt es geboten, die Jugend zu warnen,
Auf daß ſie nicht etwa ſich laſſe umgarnen,
Und allmählich beginnen nachzudenken.
Sie ſollen den Lehrern Vertrauen ſchenken,
Sie ſollen folgen auf ihren Spuren,
Und werden wie ſie, ge per Auguren.

a, ja, die Herrn Profeſſores zu Kiel,
ie ſagten wirklich nicht allzu viel.

Wem die Dummheit der Maſſen ſein Brot verleiht,
Muß trachten, daß ſie auch weiter gedeiht.

Peter Schlemihl im Simpliciſſimus.

Sprechſtunden des Arbeiter-Sekretariats nur Wochen
tags von 9 1 und 4--8 Uhr. Auswärtigen An
fragen iſt ſtets Briefmarke als Rückporto beizufügen.

Verantwortlicher Redakteur: Ernſt Däumig in Halle.
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